Tarifvertrag
fur die Deutsche Rentenversicherung Bund

(TV DRV-Bund)

vom 23. August 2006
- Tarifvertrag Nr. 1 -

in der Fassung des Anderungstarifvertrages
vom 22. Mai 2023
(in Kraft ab 1. Januar 2023)

Zwischen

der Deutschen Rentenversicherung Bund,

- vertreten durch das Direktorium -

und

den beteiligten Gewerkschaften

wird Folgendes vereinbart:
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Allgemeiner Teil

Abschnitt |

Allgemeine Vorschriften

§1
Geltungsbereich

(1) Dieser Tarifvertrag gilt fir Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer - nachfolgend
Beschaftigte genannt -, die in einem Arbeitsverhaltnis zur Deutschen Rentenversicherung
Bund stehen.

(2) Dieser Tarifvertrag gilt nicht fur

a) Beschaftigte als leitende Angestellte im Sinne des § 5 Abs. 3 BetrVG, wenn ihre
Arbeitsbedingungen einzelvertraglich besonders vereinbart sind, sowie Arztliche
Direktorinnen/Arztlicher Direktoren,

b) Beschéftigte, die ein Uber das Tabellenentgelt der Entgeltgruppe 15 hinausgehendes
regelmafiges Entgelt erhalten; § 41 bleibt unberihrt,

c) Auszubildende, Volontarinnen/Volontére und Praktikantinnen/Praktikanten,
d) Beschatftigte, fur die Eingliederungsleistungen gewéhrt werden,

e) geringfligig Beschaftigte im Sinne von § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV.

§2
Arbeitsvertrag, Nebenabreden, Probezeit

(1) Der Arbeitsvertrag wird schriftlich abgeschlossen.
(2) *Mehrere Arbeitsverhaltnisse zur Deutschen Rentenversicherung Bund durfen nur
begrindet werden, wenn die jeweils Ubertragenen Tatigkeiten nicht in einem unmittelbaren

Sachzusammenhang stehen. 2Andernfalls gelten sie als ein Arbeitsverhaltnis.

(3) INebenabreden sind nur wirksam, wenn sie schriftlich vereinbart werden. 2Sie konnen

gesondert gekiindigt werden, soweit dies einzelvertraglich vereinbart ist.
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(4) 'Die ersten sechs Monate der Beschaftigung gelten als Probezeit, soweit nicht eine
kurzere Zeit vereinbart ist. 2Bei Ubernahme von Auszubildenden im unmittelbaren
Anschluss an das erfolgreich abgeschlossene Ausbildungsverhaltnis in ein

Arbeitsverhaltnis entfallt die Probezeit.

§3
Allgemeine Arbeitsbedingungen

(1) Die Beschéftigten haben tber Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch gesetzliche
Vorschriften vorgesehen oder von der Deutschen Rentenversicherung Bund angeordnet
ist, Verschwiegenheit zu wahren; dies gilt auch tber die Beendigung des

Arbeitsverhaltnisses hinaus.

(2) 'Die Beschaftigten durfen von Dritten Belohnungen, Geschenke, Provisionen oder
sonstige Vergunstigungen in Bezug auf ihre Tatigkeit nicht annehmen. 2Ausnahmen sind
nur mit Zustimmung der Deutschen Rentenversicherung Bund moglich. *Werden den
Beschaftigten derartige Verglinstigungen angeboten, haben sie dies der Deutschen

Rentenversicherung Bund unverziglich anzuzeigen.

(3) Nebentatigkeiten gegen Entgelt haben die Beschaftigten der Deutschen
Rentenversicherung Bund rechtzeitig vorher schriftlich anzuzeigen. 2Die Deutsche
Rentenversicherung Bund kann die Nebentatigkeit untersagen oder mit Auflagen
versehen, wenn diese geeignet ist, die Erflllung der arbeitsvertraglichen Pflichten der
Beschaftigten oder berechtigte Interessen der Deutschen Rentenversicherung Bund zu
beeintrachtigen. 3Fir Nebentatigkeiten bei der Deutschen Rentenversicherung Bund oder
bei einem anderen 6ffentlich-rechtlichen Arbeitgeber (8 34 Abs. 3 Satz 3) kann eine
Ablieferungspflicht zur Auflage gemacht werden; fur die Beschéftigten sind dabei die fir
die Beamtinnen und Beamten der Deutschen Rentenversicherung Bund geltenden

Bestimmungen maf3geblich.

(4) 'Die Deutsche Rentenversicherung Bund ist bei begriindeter Veranlassung berechtigt, die
Beschaftigte/den Beschaftigten zu verpflichten, durch arztliche Bescheinigung nachzu-
weisen, dass sie/er zur Leistung der arbeitsvertraglich geschuldeten Téatigkeit in der Lage
ist. 2Bei der beauftragten Arztin/dem beauftragten Arzt kann es sich um eine
Betriebsarztin/einen Betriebsarzt, eine Personalarztin/einen Personalarzt oder eine
Amtsarztin/einen Amtsarzt handeln, soweit sich die Betriebsparteien nicht auf eine andere
Arztin/einen anderen Arzt geeinigt haben. *Die Kosten dieser Untersuchung tragt die

Deutsche Rentenversicherung Bund.
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(5) 'Die Beschéftigten haben ein Recht auf Einsicht in ihre vollstandigen Personalakten. 2Sie
kénnen das Recht auf Einsicht auch durch eine hierzu schriftlich Bevollmachtigte/einen
hierzu schriftlich Bevollméachtigten austiben lassen. Sie kénnen Auszlige oder Kopien aus

ihren Personalakten erhalten.

(6) 'Die im Rahmen des Arbeitsvertrages geschuldete Leistung ist gewissenhaft und
ordnungsgeman auszufiihren. 2Die Beschaftigten miissen sich durch ihr gesamtes
Verhalten zur freiheitlich demokratischen Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes

bekennen.
(7) Fur die Schadenshaftung der Beschéftigten finden die fur die Beamtinnen und Beamten
der Deutschen Rentenversicherung Bund jeweils geltenden Bestimmungen entsprechende

Anwendung.

Protokollerklarung zu Absatz 7:

Hinsichtlich der Geltendmachung des Schadensersatzanspruchs wird auf § 37 verwiesen.
2Der Schadensersatzanspruch wird fallig, wenn die Deutsche Rentenversicherung Bund von
den den Anspruch begriindenden Umstanden und der Person des Schuldners Kenntnis
erlangt oder ohne grobe Fahrlassigkeit erlangen misste und objektiv in der Lage ist, die

Anspruchshoéhe zu beziffern.

§4
Versetzung, Abordnung, Zuweisung, Personalgestellung

(1) 'Beschaftigte kénnen aus dienstlichen Griinden versetzt oder abgeordnet werden. ?Sollen
Beschaftigte an eine Dienststelle oder einen Betrieb auf3erhalb des bisherigen Arbeitsortes
versetzt oder voraussichtlich langer als drei Monate abgeordnet werden, so sind sie vorher

zu horen.

(2) Beschaftigten kann im dienstlichen oder 6ffentlichen Interesse mit ihrer Zustimmung
vorubergehend eine mindestens gleich vergiitete Tatigkeit bei einem Dritten zugewiesen
werden. 2Die Zustimmung kann nur aus wichtigem Grund verweigert werden. 3Die Rechts-
stellung der Beschaftigten bleibt unberihrt. “Beziige aus der Verwendung nach Satz 1

werden auf das Entgelt angerechnet.

(3) *werden Aufgaben der Beschéftigten zu einem Dritten verlagert, ist auf Verlangen der

Deutschen Rentenversicherung Bund bei weiter bestehendem Arbeitsverhéltnis die
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arbeitsvertraglich geschuldete Arbeitsleistung bei dem Dritten zu erbringen
(Personalgestellung). 28 613 a BGB sowie gesetzliche Kuindigungsrechte bleiben

unberthrt.

Protokollerklarungen zu Absatz 1:

1. Abordnung ist die Zuweisung einer voriibergehenden Beschéftigung bei einer anderen
Dienststelle oder einem anderen Betrieb desselben oder eines anderen Arbeitgebers unter
Fortsetzung des bestehenden Arbeitsverhaltnisses.

2. Versetzung ist die Zuweisung einer auf Dauer bestimmten Beschéftigung bei einer
anderen Dienststelle oder einem anderen Betrieb desselben Arbeitgebers unter

Fortsetzung des bestehenden Arbeitsverhaltnisses.

Protokollerklarung zu Absatz 2:

Zuweisung ist - unter Fortsetzung des bestehenden Arbeitsverhaltnisses - die voriibergehende

Beschaftigung bei einem Dritten im In- und Ausland.

Protokollerklarung zu Absatz 3:

1Ppersonalgestellung ist - unter Fortsetzung des bestehenden Arbeitsverhaltnisses - die auf
Dauer angelegte Beschaftigung bei einem Dritten. 2Die Modalitaten der Personalgestellung
werden zwischen der Deutschen Rentenversicherung Bund und dem Dritten vertraglich

geregelt.

§5
Qualifizierung

(1) Ein hohes Qualifikationsniveau und lebenslanges Lernen liegen im gemeinsamen
Interesse von Beschaftigten und der Deutschen Rentenversicherung Bund. 2Qualifizierung
dient der Steigerung von Effektivitat und Effizienz bei der Deutschen Rentenversicherung
Bund, der Nachwuchsférderung und der Steigerung von beschéftigungsbezogenen
Kompetenzen. 3Die Tarifvertragsparteien verstehen Qualifizierung auch als Teil der

Personalentwicklung.

(2) Vor diesem Hintergrund stellt Qualifizierung nach diesem Tarifvertrag ein Angebot dar,
aus dem fur die Beschéftigten kein individueller Anspruch aufRer nach Absatz 4 abgeleitet,
aber das durch freiwillige Dienstvereinbarung wahrgenommen und n&her ausgestaltet

werden kann. 2Weitergehende Mitbestimmungsrechte werden dadurch nicht berthrt.
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®3)

(4)

®)

(6)

()

(8)

!QualifizierungsmaRnahmen sind

a) die Fortentwicklung der fachlichen, methodischen und sozialen Kompetenzen fir die
Ubertragenen Tatigkeiten (Erhaltungsqualifizierung),

b) der Erwerb zusatzlicher Qualifikationen (Fort- und Weiterbildung),

¢) die Qualifizierung zur Arbeitsplatzsicherung (Qualifizierung fir eine andere Tatigkeit;
Umschulung) und

d) die Einarbeitung bei oder nach langerer Abwesenheit (Wiedereinstiegsqualifizierung).

2Die Teilnahme an einer QualifizierungsmaRnahme wird dokumentiert und den

Beschaftigten schriftlich bestéatigt.

1Beschaftigte haben - auch in den Fallen des Absatzes 3 Satz 1 Buchst. d - Anspruch auf
ein regelmafiges Gesprach mit der jeweiligen Fuhrungskraft, in dem festgestellt wird, ob
und welcher Qualifizierungsbedarf besteht. 2Dieses Gesprach kann auch als
Gruppengesprach gefihrt werden. *Wird nichts anderes geregelt, ist das Gesprach
jéhrlich zu fuhren.

!Die Kosten einer von der Deutschen Rentenversicherung Bund veranlassten
Qualifizierungsmafinahme - einschlief3lich Reisekosten - werden, soweit sie nicht von
Dritten ibernommen werden, grundsatzlich von der Deutschen Rentenversicherung
Bund getragen. 2Ein moglicher Eigenbeitrag wird durch eine
Quialifizierungsvereinbarung geregelt. *Die Betriebsparteien sind gehalten, die
Grundsatze einer fairen Kostenverteilung unter Bertcksichtigung des dienstlichen und
individuellen Nutzens zu regeln. “Ein Eigenbeitrag der Beschaftigten kann in Geld

und/oder Zeit erfolgen.

Zeiten von vereinbarten Qualifizierungsmafinahmen gelten als Arbeitszeit.

Gesetzliche Forderungsmaoglichkeiten konnen in die Qualifizierungsplanung einbezogen

werden.

Fur Beschaftigte mit individuellen Arbeitszeiten sollen Qualifizierungsmaflinahmen so

angeboten werden, dass ihnen eine gleichberechtigte Teilnahme ermdglicht wird.
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Protokollerklarung zu 8 5:

Die Tarifvertrage Uber QualifizierungsmafRhahmen und die Fortbildung bei der

Bundesversicherungsanstalt fir Angestellte bleiben unberihrt.

Abschnitt Il

Arbeitszeit

§6
Regelmalige Arbeitszeit

(1) 'Die regelmaRige Arbeitszeit betragt ausschlieRlich der Pausen durchschnittlich 39 Stunden
wochentlich. 2Bei Wechselschichtarbeit werden die gesetzlich vorgeschriebenen Pausen in
die Arbeitszeit eingerechnet. 3Die regelmafige Arbeitszeit kann auf finf Tage, aus

notwendigen betrieblichen/dienstlichen Griinden auch auf sechs Tage verteilt werden.

(2) *Fur die Berechnung des Durchschnitts der regelméaRigen wochentlichen Arbeitszeit ist ein
Zeitraum von bis zu einem Jahr zugrunde zu legen. 2Abweichend von Satz 1 kann bei
Beschaftigten, die standig Wechselschicht- oder Schichtarbeit zu leisten haben, ein

langerer Zeitraum zugrunde gelegt werden.

(3) 'Soweit es die betrieblichen/dienstlichen Verhaltnisse zulassen, wird die/der Beschaftigte
am 24. Dezember und am 31. Dezember unter Fortzahlung des Entgelts nach § 21 von
der Arbeit freigestellt. 2Kann die Freistellung nach Satz 1 aus betrieblichen/ dienstlichen
Griunden nicht erfolgen, ist entsprechender Freizeitausgleich innerhalb von drei Monaten
zu gewahren. 3Die regelméRige Arbeitszeit vermindert sich fur jeden gesetzlichen Feiertag
sowie fur den 24. Dezember und 31. Dezember, sofern sie auf einen Werktag fallen, um

die dienstplanmafig ausgefallenen Stunden.

(4) Aus dringenden betrieblichen/dienstlichen Griinden kann auf der Grundlage einer
Dienstvereinbarung im Rahmen des § 7 Abs. 1, 2 und des § 12 ArbZG von den

Vorschriften des Arbeitszeitgesetzes abgewichen werden.

(5) Die Beschatftigten sind im Rahmen begriindeter betrieblicher/dienstlicher Notwendigkeiten
zur Leistung von Sonntags-, Feiertags-, Nacht-, Wechselschicht-, Schichtarbeit sowie - bei
Teilzeitbeschéaftigung aufgrund arbeitsvertraglicher Regelung oder mit ihrer Zustimmung -

zu Bereitschaftsdienst, Rufbereitschaft, Uberstunden und Mehrarbeit verpflichtet.
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(6) Durch Dienstvereinbarung kann ein wochentlicher Arbeitszeitkorridor von bis zu
45 Stunden eingerichtet werden. 2Die innerhalb eines Arbeitszeitkorridors geleisteten
zusatzlichen Arbeitsstunden werden im Rahmen des nach Absatz 2 Satz 1 festgelegten

Zeitraums ausgeglichen.

urch Dienstvereinbarung kann in der Zeit von 6 bis r eine tagliche Rahmenzeit von

(7) *Durch Di inb k in der Zei 6 bis 20 Uhr eine tagliche Rah [
bis zu zwolf Stunden eingefiihrt werden. 2Die innerhalb der taglichen Rahmenzeit
geleisteten zusatzlichen Arbeitsstunden werden im Rahmen des nach Absatz 2 Satz 1

festgelegten Zeitraums ausgeglichen.

(8) Die Abséatze 6 und 7 gelten nur alternativ und nicht bei Wechselschicht- und Schichtarbeit.

(9) Kommt eine Dienstvereinbarung nach den Absatzen 4, 6 und 7 nicht einvernehmlich
zustande und hat die Deutsche Rentenversicherung Bund ein Letztentscheidungsrecht,
kann eine Regelung in einem besonderen Tarifvertrag getroffen werden.

(10) In Bereichen, in denen auf Grund spezieller Aufgaben oder saisonbedingt erheblich
verstarkte Tatigkeiten anfallen, kann fiir diese Tatigkeiten die regelmaRige Arbeitszeit
auf bis zu 60 Stunden in einem Zeitraum von bis zu sieben Tagen verlangert werden,
wenn durch Verkiirzung der regelmaRigen wdchentlichen Arbeitszeit bis zum Ende des
Ausgleichszeitraums nach Absatz 2 Satz 1 ein entsprechender Zeitausgleich

durchgefihrt wird.

Protokollerklarung zu Absatz 3 Satz 3:

Die regelmafRige Wochenarbeitszeit vermindert sich um die dienstplanmé&Rig ausgefallenen
Stunden, wenn Beschaftigte an einem gesetzlichen Feiertag, der auf einen Werktag fallt, nicht
wegen des Feiertags, sondern dienstplanmaf3ig nicht zur Arbeit eingeteilt sind und deswegen

an anderen Tagen der Woche ihre regelméRige Arbeitszeit erbringen muissten.

Protokollerklarung zu Absatz 4:

In vollkontinuierlichen Schichtbetrieben kann an Sonn- und Feiertagen die tagliche Arbeitszeit
auf bis zu zwolIf Stunden verlangert werden, wenn dadurch zusatzliche freie Schichten an

Sonn- und Feiertagen erreicht werden.
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Protokollerklarung zu 8 6:

1Gleitzeitregelungen sind unter Wahrung der jeweils geltenden Mitbestimmungsrechte
unabhéangig von den Vorgaben zu Arbeitszeitkorridor und Rahmenzeit (Absatze 6 und 7)

maoglich. 2Sie durfen keine Regelungen nach Absatz 4 enthalten.

87
Sonderformen der Arbeit

(1) *Wechselschichtarbeit ist die Arbeit nach einem Schichtplan, der einen regelmaRigen
Wechsel der taglichen Arbeitszeit in Wechselschichten vorsieht, bei denen Beschéftigte
durchschnittlich langstens nach Ablauf eines Monats erneut zur Nachtschicht
herangezogen werden. ?Wechselschichten sind wechselnde Arbeitsschichten, in denen
ununterbrochen bei Tag und Nacht, werktags, sonntags und feiertags gearbeitet wird.
3Nachtschichten sind Arbeitsschichten, die mindestens zwei Stunden Nachtarbeit

umfassen.

(2) Schichtarbeit ist die Arbeit nach einem Schichtplan, der einen regelmafigen Wechsel des
Beginns der téaglichen Arbeitszeit um mindestens zwei Stunden in Zeitabschnitten von
langstens einem Monat vorsieht, und die innerhalb einer Zeitspanne von mindestens

13 Stunden geleistet wird.

(3) Bereitschaftsdienst leisten Beschéftigte, die sich auf Anordnung der Deutschen
Rentenversicherung Bund auf3erhalb der regelmaf3igen Arbeitszeit an einer von der
Deutschen Rentenversicherung Bund bestimmten Stelle aufhalten, um im Bedarfsfall die

Arbeit aufzunehmen.

(4) *Rufbereitschaft leisten Beschaftigte, die sich auf Anordnung der Deutschen
Rentenversicherung Bund auf3erhalb der regelmafigen Arbeitszeit an einer der
Deutschen Rentenversicherung Bund anzuzeigenden Stelle aufhalten, um auf Abruf
die Arbeit aufzunehmen. 2Rufbereitschaft wird nicht dadurch ausgeschlossen, dass
Beschaftigte von der Deutschen Rentenversicherung Bund mit einem Mobiltelefon

oder einem vergleichbaren technischen Hilfsmittel ausgestattet sind.

(5) Nachtarbeit ist die Arbeit zwischen 21 Uhr und 6 Uhr.
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(6) Mehrarbeit sind die Arbeitsstunden, die Teilzeitbeschéaftigte Uber die vereinbarte
regelmafige Arbeitszeit hinaus bis zur regelmafigen wochentlichen Arbeitszeit von
Vollzeitbeschéftigten (8 6 Abs. 1 Satz 1) leisten.

(7) Uberstunden sind die auf Anordnung der Deutschen Rentenversicherung Bund geleisteten
Arbeitsstunden, die Uber die im Rahmen der regelmafiigen Arbeitszeit von
Vollzeitbeschaftigten (8 6 Abs. 1 Satz 1) fur die Woche dienstplanm&Rig beziehungsweise
betriebsublich festgesetzten Arbeitsstunden hinausgehen und nicht bis zum Ende der
folgenden Kalenderwoche ausgeglichen werden.

(8) Abweichend von Absatz 7 sind nur die Arbeitsstunden Uberstunden, die

a) im Falle der Festlegung eines Arbeitszeitkorridors nach § 6 Abs. 6 Uber 45 Stunden
oder Uber die vereinbarte Obergrenze hinaus,

b) im Falle der Einfihrung einer taglichen Rahmenzeit nach § 6 Abs. 7 aul3erhalb der
Rahmenzeit,

¢) im Falle von Wechselschicht- oder Schichtarbeit Uber die im Schichtplan festgelegten
taglichen Arbeitsstunden einschlie3lich der im Schichtplan vorgesehenen Arbeits-
stunden, die bezogen auf die regelmafige wochentliche Arbeitszeit im Schicht-
planturnus nicht ausgeglichen werden.

angeordnet worden sind.

§8
Ausgleich fur Sonderformen der Arbeit

(1) 'Beschaftigte erhalten neben dem Entgelt fir die tatsachliche Arbeitsleistung
Zeitzuschlage. ?Die Zeitzuschlage betragen - auch bei Teilzeitbeschaftigten - je Stunde

a) fur Uberstunden

in den Entgeltgruppen 1 bis 9 30 vom Hundert,
in den Entgeltgruppen 10 bis 15 15 vom Hundert,
in den Entgeltgruppen | und II 15 vom Hundert
b) fiir Nachtarbeit 20 vom Hundert,
c) fur Sonntagsarbeit 25 vom Hundert,

d) bei Feiertagsarbeit
- ohne Freizeitausgleich 135 vom Hundert,
- mit Freizeitausgleich 35 vom Hundert,

e) fur Arbeit am 24. Dezember und
am 31. Dezember jeweils ab 6 Uhr 35 vom Hundert,
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f) fur Arbeit an Samstagen von

13 bis 21 Uhr, soweit diese nicht

im Rahmen von Wechselschicht-

oder Schichtarbeit anfallt 20 vom Hundert
des auf eine Stunde entfallenden Anteils des Tabellenentgelts der Stufe 3 der jeweiligen
Entgeltgruppe. 3Beim Zusammentreffen von Zeitzuschlagen nach Satz 2 Buchst. ¢ bis f
wird nur der hochste Zeitzuschlag gezahlt. *Auf Wunsch der/des Beschéaftigten konnen,
soweit ein Arbeitszeitkonto (§ 10) eingerichtet ist und die betrieblichen/dienstlichen
Verhdltnisse es zulassen, die nach Satz 2 zu zahlenden Zeitzuschlage entsprechend dem
jeweiligen Vomhundertsatz einer Stunde in Zeit umgewandelt und ausgeglichen werden.

*Dies gilt entsprechend fiir Uberstunden als solche.

(1a) *Uberstunden sind grundsétzlich durch entsprechende Freizeit auszugleichen. 2Sofern

)

®3)

kein Arbeitszeitkonto nach § 10 eingerichtet ist, oder wenn ein solches besteht, die/der
Beschaftigte jedoch keine Faktorisierung nach Absatz 1 geltend macht, erhalt die/der
Beschéftigte fur Uberstunden (§ 7 Abs. 7), die nicht bis zum Ende des dritten
Kalendermonats - mdglichst aber schon bis zum Ende des nachsten Kalendermonats -
nach deren Entstehen mit Freizeit ausgeglichen worden sind, je Stunde 100 vom Hundert
des auf die Stunde entfallenden Anteils des Tabellenentgelts der jeweiligen Entgeltgruppe
und Stufe, hochstens jedoch nach der Stufe 4. 3Der Anspruch auf den Zeitzuschlag fur

Uberstunden nach Absatz 1 besteht unabhangig von einem Freizeitausgleich.

Fur Arbeitsstunden, die keine Uberstunden sind und die aus betrieblichen/dienstlichen
Grinden nicht innerhalb des nach § 6 Abs. 2 Satz 1 oder 2 festgelegten Zeitraums mit
Freizeit ausgeglichen werden, erhalt die/der Beschaftigte je Stunde 100 vom Hundert des
auf eine Stunde entfallenden Anteils des Tabellenentgelts der jeweiligen Entgeltgruppe
und Stufe.

IFur die Rufbereitschaft wird eine tagliche Pauschale je Entgeltgruppe bezahlt. 2Sie betragt
fur die Tage Montag bis Freitag das Zweifache, fiir Samstag, Sonntag sowie fiir Feiertage
das Vierfache des tariflichen Stundenentgelts nach Mal3gabe der Entgelttabelle.
3MaRgebend fiir die Bemessung der Pauschale nach Satz 2 ist der Tag, an dem die
Rufbereitschaft beginnt. *Fir die Arbeitsleistung innerhalb der Rufbereitschaft auBerhalb
des Aufenthaltsortes im Sinne des 8 7 Abs. 4 wird die Zeit jeder einzelnen
Inanspruchnahme einschlief3lich der hierfur erforderlichen Wegezeiten jeweils auf eine
volle Stunde gerundet und mit dem Entgelt fiir Uberstunden sowie mit etwaigen

Zeitzuschlagen nach Absatz 1 bezahlt. *Wird die Arbeitsleistung innerhalb der
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Rufbereitschaft am Aufenthaltsort im Sinne des § 7 Abs. 4 telefonisch (z. B. in Form einer
Auskunft) oder mittels technischer Einrichtungen erbracht, wird abweichend von Satz 4 die
Summe dieser Arbeitsleistungen auf die nachste volle Stunde gerundet und mit dem
Entgelt fur Uberstunden sowie mit etwaigen Zeitzuschlagen nach Absatz 1 bezahlt.
SAbsatz 1 Satz 4 gilt entsprechend, soweit die Buchung auf das Arbeitszeitkonto nach § 10
Abs. 3 Satz 2 zulassig ist. ‘Satz 1 gilt nicht im Falle einer stundenweisen Rufbereitschaft.
8Eine Rufbereitschaft im Sinne von Satz 7 liegt bei einer ununterbrochenen Rufbereitschaft
von weniger als zwolf Stunden vor. °In diesem Fall wird abweichend von den Satzen 2 und
3 fur jede Stunde der Rufbereitschaft 12,5 vom Hundert des tariflichen Stundenentgelts
nach MalRgabe der Entgelttabelle gezahlt.

(4) 'Das Entgelt fur Bereitschaftsdienst wird in einem besonderen Tarifvertrag geregelt.
2Bis zum Inkrafttreten einer Regelung nach Satz 1 gelten die bei der Deutschen
Rentenversicherung Bund am 31. Dezember 2005 geltenden Bestimmungen fort.

(5) Beschaftigte, die standig Wechselschichtarbeit leisten, erhalten eine
Wechselschichtzulage von 105,00 Euro monatlich. ?Beschéftigte, die nicht standig
Wechselschichtarbeit leisten, erhalten eine Wechselschichtzulage von 0,63 Euro pro
Stunde.

(6) Beschaftigte, die standig Schichtarbeit leisten, erhalten eine Schichtzulage von
40,00 Euro monatlich. 2Beschéftigte, die nicht standig Schichtarbeit leisten, erhalten eine

Schichtzulage von 0,24 Euro pro Stunde.

Protokollerklarung zu Absatz 1 Satz 1:

Bei Uberstunden richtet sich das Entgelt fur die tatsachliche Arbeitsleistung nach der
jeweiligen Entgeltgruppe und der individuellen Stufe, hdchstens jedoch nach der Stufe 4.

Protokollerklarung zu Absatz 1 Satz 2 Buchst. d:

Der Freizeitausgleich muss im Dienstplan besonders ausgewiesen und bezeichnet werden.
2Falls kein Freizeitausgleich gewahrt wird, werden als Entgelt einschlieRlich des Zeitzuschlags

und des auf den Feiertag entfallenden Tabellenentgelts hochstens 235 vom Hundert gezabhilt.

Protokollerklarung zu Absatz 2:

Mit dem Begriff ,Arbeitsstunden® sind nicht die Stunden gemeint, die im Rahmen von Gleitzeit-
regelungen im Sinne der Protokollerklarung zu 8§ 6 anfallen, es sei denn, sie sind angeordnet

worden.
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Protokollerklarung zu Absatz 3:

Zur Ermittlung der Tage einer Rufbereitschaft, fir die eine Pauschale gezahlt wird, ist auf den

Tag des Beginns der Rufbereitschaft abzustellen.

89
Bereitschaftszeiten

(1) 'Bereitschaftszeiten sind die Zeiten, in denen sich Beschaftigte am Arbeitsplatz oder einer
anderen von der Deutschen Rentenversicherung Bund bestimmten Stelle zur Verfiigung
halten missen, um im Bedarfsfall die Arbeit selbstandig, gegebenenfalls auch auf
Anordnung, aufzunehmen und in denen die Zeiten ohne Arbeitsleistung Uberwiegen. 2Fur
Beschaftigte, in deren Tatigkeit regelmafiig und in nicht unerheblichem Umfang

Bereitschaftszeiten fallen, gelten folgende Regelungen:

a) Bereitschaftszeiten werden zur Halfte als tarifliche Arbeitszeit gewertet (faktorisiert).

b) Sie werden innerhalb von Beginn und Ende der regelméfigen taglichen Arbeitszeit
nicht gesondert ausgewiesen.

c) Die Summe aus den faktorisierten Bereitschaftszeiten und der Vollarbeitszeit darf die
Arbeitszeit nach 8 6 Abs. 1 nicht Uiberschreiten.

d) Die Summe aus Vollarbeits- und Bereitschaftszeiten darf durchschnittlich 48 Stunden
wochentlich nicht Gberschreiten.

SFerner ist Voraussetzung, dass eine nicht nur voriibergehend angelegte
Organisationsmafinahme besteht, bei der regelméaRig und in nicht unerheblichem Umfang

Bereitschaftszeiten anfallen.

(2) (nicht besetzt)

(3) Absatz 1 gilt fur Beschaftigte im Sinne des Satzes 2, wenn betrieblich Beginn und Ende
der taglichen Arbeitszeit unter Einschluss der Bereitschaftszeiten fir diese

Beschaftigtengruppen festgelegt werden.

Protokollerklarung zu 8§ 9:

Diese Regelung gilt nicht fir Wechselschicht- und Schichtarbeit.
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(1)

)

®3)

(4)

(6)

8§10
Arbeitszeitkonto

!Durch Dienstvereinbarung kann ein Arbeitszeitkonto eingerichtet werden. Eine
Regelung nach Satz 1 kann auch in einem besonderen Tarifvertrag getroffen
werden, wenn eine Dienstvereinbarung nicht einvernehmlich zustande kommt und
die Deutsche Rentenversicherung Bund ein Letztentscheidungsrecht hat. *Soweit
ein Arbeitszeitkorridor (8§ 6 Abs. 6) oder eine Rahmenzeit (§ 6 Abs. 7) vereinbart

wird, ist ein Arbeitszeitkonto einzurichten.

In der Dienstvereinbarung wird festgelegt, ob das Arbeitszeitkonto in der ganzen
Deutschen Rentenversicherung Bund oder Teilen davon eingerichtet wird. 2Alle
Beschaftigten der Verwaltungsteile, in denen ein Arbeitszeitkonto eingerichtet wird,

werden von den Regelungen des Arbeitszeitkontos erfasst.

IAuf das Arbeitszeitkonto konnen Zeiten, die bei Anwendung des nach § 6 Abs. 2
festgelegten Zeitraums als Zeitguthaben oder als Zeitschuld bestehen bleiben, nicht
durch Freizeit ausgeglichene Zeiten nach § 8 Abs. 1 Satz 5 und Abs. 2 sowie in Zeit
umgewandelte Zuschlage nach § 8 Abs. 1 Satz 4 gebucht werden. ?Weitere
Kontingente (z. B. Rufbereitschafts-/Bereitschaftsdienstentgelte) kbnnen durch
Dienstvereinbarung zur Buchung freigegeben werden. *Die/Der Beschaftigte
entscheidet fur einen in der Dienstvereinbarung festgelegten Zeitraum, welche der in

Satz 1 genannten Zeiten auf das Arbeitszeitkonto gebucht werden.

Im Falle einer unverzuglich angezeigten und durch &arztliches Attest nachgewiesenen
Arbeitsunfahigkeit wahrend eines Zeitausgleichs vom Arbeitszeitkonto (Zeiten nach
Absatz 3 Satz 1 und 2) tritt eine Minderung des Zeitguthabens nicht ein.

In der Dienstvereinbarung sind insbesondere folgende Regelungen zu treffen:

a) Die hochstmdgliche Zeitschuld (bis zu 40 Stunden) und das hdchstzulassige
Zeitguthaben (bis zu einem Vielfachen von 40 Stunden), die innerhalb eines
bestimmten Zeitraums anfallen dirfen;

b) nach dem Umfang des beantragten Freizeitausgleichs gestaffelte Fristen fur
das Abbuchen von Zeitguthaben oder fiir den Abbau von Zeitschulden durch
die Beschaftigte/den Beschaftigten;

c) die Berechtigung, das Abbuchen von Zeitguthaben zu bestimmten Zeiten (z. B. an
so genannten Brickentagen) vorzusehen;
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d) die Folgen, wenn die Deutsche Rentenversicherung Bund einen bereits
genehmigten Freizeitausgleich kurzfristig widerruft.

(6) Die Deutsche Rentenversicherung Bund kann mit der/dem Beschaftigten die Einrichtung

eines Langzeitkontos vereinbaren. 2In diesem Fall ist der Personalrat zu beteiligen.

8§11
Teilzeitbeschéaftigung

(1) *Mit Beschéaftigten soll auf Antrag eine geringere als die vertraglich festgelegte Arbeitszeit
vereinbart werden, wenn sie

a) mindestens ein Kind unter 18 Jahren oder

b) einen nach arztlichem Gutachten pflegebedurftigen sonstigen Angehdrigen

tatséchlich betreuen oder pflegen und dringende dienstliche Belange nicht entgegenstehen.
2Die Teilzeitbeschaftigung nach Satz 1 ist auf Antrag auf bis zu fiinf Jahre zu befristen. 3Sie
kann verlangert werden; der Antrag ist spatestens sechs Monate vor Ablauf der vereinbarten
Teilzeitbeschaftigung zu stellen. “Bei der Gestaltung der Arbeitszeit hat die Deutsche
Rentenversicherung Bund im Rahmen der dienstlichen beziehungsweise betrieblichen
Mdglichkeiten der besonderen personlichen Situation der/des Beschaftigten nach Satz 1

Rechnung zu tragen.

(2) Beschatftigte, die in anderen als den in Absatz 1 genannten Fallen eine
Teilzeitbeschéftigung vereinbaren wollen, kénnen von der Deutschen Rentenversicherung
Bund verlangen, dass sie mit ihnen die Mdglichkeit einer Teilzeitbeschaftigung mit dem
Ziel erortert, zu einer entsprechenden Vereinbarung zu gelangen.

(3) (aufgehoben mit Wirkung ab 1. November 2022 AnderungsTV vom 19. Dezember 2022)

Protokollerklarung zu Abschnitt II:

Bei Inkrafttreten dieses Tarifvertrages bestehende Gleitzeitregelungen bleiben unberthrt.
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Abschnitt Il

Eingruppierung, Entgelt und sonstige Leistungen

8§12
Eingruppierung

(1) 'Die Eingruppierung der/des Beschaftigten richtet sich nach dem Tarifvertrag tber die
Entgeltordnung der Deutschen Rentenversicherung (TV EntgO-DRV). 2Die/Der

Beschaftigte erhalt Entgelt nach der Entgeltgruppe, in der sie/er eingruppiert ist.

(2) 'Die/Der Beschéftigte ist in der Entgeltgruppe eingruppiert, deren Tatigkeitsmerkmalen die
gesamte von ihr/ihm nicht nur vortibergehend auszuiibende Tétigkeit entspricht. 2Die
gesamte auszulbende Tatigkeit entspricht den Tatigkeitsmerkmalen einer Entgeltgruppe,
wenn zeitlich mindestens zur Halfte Arbeitsvorgénge anfallen, die fiir sich genommen die
Anforderungen eines Téatigkeitsmerkmals oder mehrerer Tatigkeitsmerkmale dieser
Entgeltgruppe erfillen. *Kann die Erfillung einer Anforderung in der Regel erst bei der
Betrachtung mehrerer Arbeitsvorgange festgestellt werden (z. B. vielseitige
Fachkenntnisse), sind diese Arbeitsvorgange fir die Feststellung, ob diese Anforderung
erfullt ist, insoweit zusammen zu beurteilen. *Werden in einem Tatigkeitsmerkmal mehrere
Anforderungen gestellt, gilt das in Satz 2 bestimmte Malf3, ebenfalls bezogen auf die
gesamte auszullbende Tatigkeit, fir jede Anforderung. ®Ist in einem Tatigkeitsmerkmal ein
von Satz 2 oder 4 abweichendes zeitliches MaR bestimmt, gilt dieses. °Ist in einem
Tatigkeitsmerkmal als Anforderung eine Voraussetzung in der Person der/des

Beschaftigten bestimmt, muss auch diese Anforderung erflillt sein.

(3) Die Entgeltgruppe der/des Beschaftigten ist im Arbeitsvertrag anzugeben.

Protokollerklarungen zu Absatz 2:

1. !Arbeitsvorgange sind Arbeitsleistungen (einschlieBlich Zusammenhangsarbeiten), die,
bezogen auf den Aufgabenkreis der/des Beschéftigten, zu einem bei natirlicher
Betrachtung abgrenzbaren Arbeitsergebnis fihren (z. B. unterschriftsreife Bearbeitung
eines Aktenvorgangs, eines Widerspruchs oder eines Antrags, Betreuung bzw. Pflege
einer Person oder Personengruppe, Fertigung einer Bauzeichnung, Erstellung eines EKG,
Durchfiihrung einer Unterhaltungs- bzw. Instandsetzungsarbeit). 2Jeder einzelne
Arbeitsvorgang ist als solcher zu bewerten und darf dabei hinsichtlich der Anforderungen

zeitlich nicht aufgespalten werden.
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2. Eine Anforderung im Sinne der Satze 2 und 3 ist auch das in einem Tatigkeitsmerkmal

geforderte Herausheben der Téatigkeit aus einer niedrigeren Entgeltgruppe.

8§13
Eingruppierung in besonderen Féallen

(1) Uist der/dem Beschaftigten eine andere, htherwertige Tatigkeit nicht tibertragen worden,
hat sich aber die ihr/ihm Ubertragene Téatigkeit (8 12 Abs. 2 Satz 1) nicht nur
vorubergehend derart gedndert, dass sie den Tatigkeitsmerkmalen einer hdheren als
ihrer/seiner bisherigen Entgeltgruppe entspricht (8 12 Abs. 2 Satze 2 bis 6), und hat
die/der Beschéftigte die hoherwertige Tatigkeit ununterbrochen sechs Monate lang
ausgedbt, ist sie/er mit Beginn des darauffolgenden Kalendermonats in der héheren
Entgeltgruppe eingruppiert. 2Fir die zurtickliegenden sechs Kalendermonate gilt § 14

sinngeman.

(2) st die Zeit der Auslibung der hoherwertigen Tatigkeit durch Urlaub, Arbeitsbefreiung,
Arbeitsunfahigkeit, Kur- oder Heilverfahren oder Vorbereitung auf eine Fachprifung fur die
Dauer von insgesamt nicht mehr als sechs Wochen unterbrochen worden, wird die
Unterbrechungszeit in die Frist von sechs Monaten eingerechnet. 2Bei einer langeren
Unterbrechung oder bei einer Unterbrechung aus anderen Griinden beginnt die Frist nach

der Beendigung der Unterbrechung von Neuem.

(3) Wird der/dem Beschéftigten vor Ablauf der sechs Monate wieder eine Tatigkeit
zugewiesen, die den Tatigkeitsmerkmalen ihrer/seiner bisherigen Entgeltgruppe entspricht,

gilt 8 14 sinngemal.

8§14
Vorubergehende Ubertragung einer héherwertigen Tatigkeit

(1) Wird der/dem Beschéftigten voriibergehend eine andere Tatigkeit Ubertragen, die den
Tatigkeitsmerkmalen einer hoheren als ihrer/seiner Eingruppierung entspricht, und hat
siel/er diese mindestens einen Monat ausgelibt, erhalt sie/er fiir die Dauer der Austibung

eine personliche Zulage riickwirkend ab dem ersten Tag der Ubertragung der Téatigkeit.

(2) Durch besonderen Tarifvertrag wird im Rahmen eines Kataloges, der die hierfiir in Frage
kommenden Téatigkeiten auffuhrt, bestimmt, dass die Voraussetzung fir die Zahlung einer
personlichen Zulage bereits erfllt ist, wenn die voriibergehend Ubertragene Tatigkeit
mindestens drei Arbeitstage angedauert hat und die/der Beschéftigte ab dem ersten Tag

der Vertretung in Anspruch genommen worden ist.
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(3) Die personliche Zulage bemisst sich nach dem jeweiligen Unterschiedsbetrag zu dem
Tabellenentgelt, das sich bei dauerhafter Ubertragung nach § 17 Abs. 4 Satz 1 ergeben
hatte.

§15
Tabellenentgelt

(1) Die/Der Beschaftigte erhalt monatlich ein Tabellenentgelt. 2Die Hohe bestimmt sich nach
der Entgeltgruppe, in die sie/er eingruppiert ist, und nach der fiir sie/ihn geltenden Stufe.

(2) Alle Beschaftigten erhalten Entgelt nach Anlage A.

(3) Im Rahmen von besonderen tarifvertraglichen Regelungen kénnen fur an- und ungelernte
Tatigkeiten in von Outsourcing und/oder Privatisierung bedrohten Bereichen in den
Entgeltgruppen 1 bis 4 Abweichungen von der Entgelttabelle bis zu einer dort vereinbarten
Untergrenze vorgenommen werden. ?Die Untergrenze muss im Rahmen der Spannbreite

des Entgelts der Entgeltgruppe 1 liegen.

Protokollerklarung zu Absatz 1:
(gestrichen 1. April 2008 AnderungsTV vom 04.06.2008)

8§16
Stufen der Entgelttabelle

(1) Die Entgeltgruppen 2 bis 15 umfassen sechs Stufen.

(2) 'Bei Einstellung werden die Beschaftigten der Stufe 1 zugeordnet, sofern keine
einschlagige Berufserfahrung vorliegt. ?Verfuigt die/der Beschaftigte tber eine einschlagige
Berufserfahrung von mindestens einem Jahr, erfolgt die Einstellung in die Stufe 2; verfiigt
sie/er Uber eine einschlagige Berufserfahrung von mindestens drei Jahren, erfolgt bei
Einstellung in der Regel eine Zuordnung zur Stufe 3. 2Unabhéangig davon kann die
Deutsche Rentenversicherung Bund bei Neueinstellungen zur Deckung des
Personalbedarfs Zeiten einer vorherigen beruflichen Tatigkeit ganz oder teilweise fir die
Stufenzuordnung beriicksichtigen, wenn diese Téatigkeit fur die vorgesehene Téatigkeit
forderlich ist. “Bei Einstellung im unmittelbaren Anschluss an ein Arbeitsverhaltnis zu
einem Arbeitgeber der Deutschen Rentenversicherung werden die Beschaftigten mit
einschlagiger Berufserfahrung der im vorhergehenden Arbeitsverhaltnis erworbenen Stufe
zugeordnet und die im vorhergehenden Arbeitsverhaltnis erreichte Stufenlaufzeit wird

fortgefihrt.
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(3) Bei Einstellung von Beschéftigten in unmittelbarem Anschluss an ein Arbeitsverhéltnis bei
einem offentlich-rechtlichen Arbeitgeber (8§ 34 Abs. 3 Satz 3) oder zu einem Arbeitgeber,
der einen dem TV DRV-Bund vergleichbaren Tarifvertrag anwendet, kann die in dem
vorhergehenden Arbeitsverhaltnis erworbene Stufe bei der Stufenzuordnung ganz oder

teilweise bertcksichtigt werden; Absatz 2 Satz 3 bleibt unberihrt.

(4) Die Beschaftigten erreichen die jeweils nachste Stufe - von Stufe 3 an in Abhangigkeit von
ihrer Leistung gemal § 17 Abs. 2 - nach folgenden Zeiten einer ununterbrochenen
Tatigkeit innerhalb derselben Entgeltgruppe bei der Deutschen Rentenversicherung Bund
(Stufenlaufzeit):

- Stufe 2 nach einem Jahr in Stufe 1,

- Stufe 3 nach zwei Jahren in Stufe 2,

- Stufe 4 nach drei Jahren in Stufe 3,

- Stufe 5 nach vier Jahren in Stufe 4 und
- Stufe 6 nach funf Jahren in Stufe 5.

(5) 'Die Entgeltgruppe 1 umfasst funf Stufen. 2Einstellungen erfolgen zwingend in der Stufe 2
(Eingangsstufe). 3Die jeweils nachste Stufe wird nach vier Jahren in der vorangegangenen
Stufe erreicht; 8 17 Abs. 2 bleibt unberihrt.

(6) Zur Deckung des Personalbedarfs oder zur Bindung von qualifizierten Fachkraften kann
Beschaftigten abweichend von der tarifvertraglichen Einstufung ein bis zu zwei Stufen
hoheres Entgelt ganz oder teilweise vorweg gewahrt werden. 2Haben Beschéftigte bereits
die Stufe 5 oder die Endstufe ihrer jeweiligen Entgeltgruppe erreicht, kann ihnen unter den
Voraussetzungen des Satzes 1 ein um bis zu 20 v. H. der Stufe 2 ihrer jeweiligen
Entgeltgruppe héheres Entgelt gewéahrt werden. 3Die Gewahrung der Zulagen nach den
Satzen 1 und 2 kann zeitlich befristet erfolgen. “Die Zulagen sind jederzeit widerruflich und
gelten als Tabellenentgelt gemaf § 15.

Protokollerklarungen zu Absatz 2:

1. Einschlagige Berufserfahrung ist eine berufliche Erfahrung in der tbertragenen oder

einer auf die Aufgabe bezogen entsprechenden Tatigkeit.

2. Ein Berufspraktikum nach dem Tarifvertrag fur Praktikantinnen/Praktikanten
der Deutschen Rentenversicherung (TV Prakt-DRV) vom 1. Juni 2010 gilt
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(1)

)

®3)

grundsatzlich als Erwerb einschlagiger Berufserfahrung.

§17
Allgemeine Regelungen zu den Stufen

Die Beschaftigten erhalten vom Beginn des Monats an, in dem die n&chste Stufe erreicht
wird, das Tabellenentgelt nach der neuen Stufe.

1Bei Leistungen der/des Beschaftigten, die erheblich tiber dem Durchschnitt liegen, kann
die erforderliche Zeit fir das Erreichen der Stufen 4 bis 6 jeweils verkirzt werden. ?Bei
Leistungen, die erheblich unter dem Durchschnitt liegen, kann die erforderliche Zeit fir das
Erreichen der Stufen 4 bis 6 jeweils verlangert werden. *Bei einer Verlangerung der
Stufenlaufzeit hat die Deutsche Rentenversicherung Bund jahrlich zu prifen, ob die
Voraussetzungen fur die Verlangerung noch vorliegen. “Fur die Beratung von schriftlich
begriindeten Beschwerden von Beschéftigten gegen eine Verlangerung nach Satz 2
beziehungsweise 3 ist eine betriebliche Kommission zustandig. °Die Mitglieder der
betrieblichen Kommission werden je zur Halfte von der Deutschen Rentenversicherung
Bund und von der jeweils zustandigen Personalvertretung benannt; sie missen der
Dienststelle angehoren. ®Die Deutsche Rentenversicherung Bund entscheidet auf
Vorschlag der Kommission dartiber, ob und in welchem Umfang der Beschwerde

abgeholfen werden soll.

!Den Zeiten einer ununterbrochenen Tatigkeit im Sinne des § 16 Abs. 4 stehen gleich:

a) Zeiten von Beschaftigungsverboten nach dem Mutterschutzgesetz,
b) Zeiten einer Arbeitsunfahigkeit nach 8§ 22 bis zu 39 Wochen,
c) Zeiten eines bezahlten Urlaubs,

d) Zeiten eines Sonderurlaubs, bei denen die Deutsche Rentenversicherung Bund vor
dem Antritt schriftlich ein dienstliches Interesse anerkannt hat,

e) Zeiten einer sonstigen Unterbrechung von weniger als einem Monat im Kalenderjahr,

f) Zeiten der voriibergehenden Ubertragung einer hoherwertigen Tatigkeit.

2Zeiten der Unterbrechung bis zu einer Dauer von jeweils drei Jahren, die nicht von Satz 1
erfasst werden, und Elternzeit bis zu jeweils funf Jahren sind unschadlich, werden aber
nicht auf die Stufenlaufzeit angerechnet. *Bei einer Unterbrechung von mehr als drei
Jahren, bei Elternzeit von mehr als funf Jahren, erfolgt eine Zuordnung zu der Stufe, die
der vor der Unterbrechung erreichten Stufe vorangeht, jedoch nicht niedriger als bei einer
Neueinstellung; die Stufenlaufzeit beginnt mit dem Tag der Arbeitsaufnahme. “Zeiten, in
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denen Beschéftigte mit einer kiirzeren als der regelmaRigen wdchentlichen Arbeitszeit
eines entsprechenden Vollzeitbeschaftigten beschaftigt waren, werden voll angerechnet.

(4) 'Bei Eingruppierung in eine hohere Entgeltgruppe werden die Beschaftigten der gleichen
Stufe zugeordnet, die sie in der niedrigeren Entgeltgruppe erreicht haben, mindestens
jedoch der Stufe 2. ?2Die Stufenlaufzeit in der htheren Entgeltgruppe beginnt mit dem Tag
der Hohergruppierung. *Bei einer Eingruppierung in eine niedrigere Entgeltgruppe ist
die/der Beschéftige der in der h6heren Entgeltgruppe erreichten Stufe zuzuordnen; die in
der bisherigen Stufe zurtickgelegte Stufenlaufzeit wird auf die Stufenlaufzeit in der
niedrigeren Entgeltgruppe angerechnet. *Die/Der Beschaftigte erhélt das entsprechende

Tabellenentgelt vom Beginn des Monats an, in dem die Veranderung wirksam wird.

(5) (aufgehoben mit Wirkung vom 1. Marz 2016 AnderungsTV vom 6. Juni 2016)

Protokollerklarung zu Absatz 2:

Die Instrumente der materiellen Leistungsanreize (§ 18) und der leistungsbezogene
Stufenaufstieg bestehen unabhangig voneinander und dienen unterschiedlichen Zielen. 2Leis-
tungsbezogene Stufenaufstiege unterstitzen insbesondere die Anliegen der

Personalentwicklung.

Protokollerklarung zu Absatz 2 Satz 2:

Bei Leistungsminderungen, die auf einem anerkannten Arbeitsunfall oder einer
Berufskrankheit gemaf 88 8 und 9 SGB VIl beruhen, ist diese Ursache in geeigneter Weise zu

berlcksichtigen.

Protokollerklarung zu Absatz 2 Satz 6:

Die Mitwirkung der Kommission erfasst nicht die Entscheidung tber die leistungsbezogene

Stufenzuordnung.

Protokollerklarungen zu Absatz 4:

1. lIst Beschaftigten nach § 14 Abs. 1 vorlibergehend eine hoherwertige Tatigkeit Gbertragen
worden und wird ihnen im unmittelbaren Anschluss daran eine Tatigkeit derselben héheren
Entgeltgruppe dauerhaft tbertragen, werden sie hinsichtlich der Stufenzuordnung so
gestellt, als sei die Hohergruppierung ab dem ersten Tag der vortibergehenden
Ubertragung der hoherwertigen Tatigkeit erfolgt. 2Unterschreitet bei Hohergruppierungen
nach Satz 1 das Tabellenentgelt nach Satz 4 des § 17 Abs. 4 die Summe aus dem

Tabellenentgelt und dem Zulagenbetrag nach § 14 Abs. 3, die die/der Beschéftigte am Tag
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vor der Hohergruppierung erhalten hat, erhélt die/der Beschéftigte dieses Entgelt solange,
bis das Tabellenentgelt nach Satz 4 des § 17 Abs. 4 dieses Entgelt erreicht oder

Ubersteigt.
2. Bei Eingruppierung in eine Entgeltgruppe, die einer anderen als der bisherigen
Entgelttabelle zugeordnet ist (Tabellenwechsel), werden die Beschéftigten der gleichen

Stufe zugeordnet, die sie in der bisherigen Entgeltgruppe erreicht haben.

Protokollerklarung zu Absatz 4 Satz 2:

(gestrichen 1. Januar 2015 AnderungsTV vom 9. Dezember 2014)

Protokollerklarung zu Absatz 4 Satz 3:

(gestrichen 1. Januar 2015 AnderungsTV vom 9. Dezember 2014)

§18
Leistungsentgelt

(1) Das Leistungsentgelt ist eine variable und leistungsorientierte Bezahlung, die zusatzlich

zum Tabellenentgelt gezahlt werden kann.

(2) *Fur das Leistungsentgelt kann ein Gesamtvolumen von bis zu 1 vom Hundert der
stadndigen Monatsentgelte des Vorjahres aller unter den Geltungsbereich des TV Deutsche
Rentenversicherung Bund fallenden Beschéftigten zur Verfiigung gestellt werden.?Die
Umsetzung richtet sich nach dem Tarifvertrag Uber das Leistungsentgelt fir die
Beschaftigten der Deutschen Rentenversicherung Bund.

(3) Die ausgezahlten Leistungsentgelte sind zusatzversorgungspflichtiges Entgelt.

Protokollerklarungen zu 8 18:

1. !Eine Nichterfullung der Voraussetzungen fiir die Gewahrung eines Leistungsentgelts darf
fur sich genommen keine arbeitsrechtlichen MaRnahmen auslosen. 2Umgekehrt sind
arbeitsrechtliche Maflinahmen nicht durch Teilnahme an einer Zielvereinbarung bzw. durch

Gewaéhrung eines Leistungsentgelts ausgeschlossen.

2. !Leistungsgeminderte durfen nicht grundsatzlich aus Leistungsentgelten ausgenommen

werden. ?lhre jeweiligen Leistungsminderungen sollen angemessen berticksichtigt werden.
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Protokollerklarung zu Absatz 2 Satz 1:

Standige Monatsentgelte sind insbesondere das Tabellenentgelt (ohne
Sozialversicherungsbeitrage des Arbeitgebers und dessen Kosten fiir die betriebliche
Altersvorsorge), die in Monatsbetragen festgelegten Zulagen einschlielich
Besitzstandszulagen sowie Entgelt im Krankheitsfall (§ 22) und bei Urlaub, soweit diese
Entgelte in dem betreffenden Kalenderjahr ausgezahlt worden sind; nicht einbezogen sind
dagegen insbesondere Abfindungen, Aufwandsentschadigungen, Einmalzahlungen,
Jahressonderzahlungen, Leistungsentgelte, Strukturausgleiche, unstandige
Entgeltbestandteile und Entgelte der au3ertariflichen Beschéftigten.

§19
Erschwerniszuschlage

(1) Erschwerniszuschlage werden fur Arbeiten gezahlt, die auRergewohnliche Erschwernisse
beinhalten. 2Dies gilt nicht fur Erschwernisse, die mit dem der Eingruppierung zugrunde

liegenden Berufs- oder Téatigkeitshild verbunden sind.

(2) AuBergewdhnliche Erschwernisse im Sinne des Absatzes 1 ergeben sich grundsatzlich nur

bei Arbeiten

a) mit besonderer Gefahrdung,

b) mit extremer nicht klimabedingter Hitzeeinwirkung,

c) mit besonders starker Schmutz- oder Staubbelastung,
d) mit besonders starker Strahlenexposition oder

e) unter sonstigen vergleichbar erschwerten Umstanden.

(3) Zuschlage nach Absatz 1 werden nicht gewahrt, soweit der au3ergewdhnlichen Erschwer-
nis durch geeignete Vorkehrungen, insbesondere zum Arbeitsschutz, ausreichend

Rechnung getragen wird.

(4) Die Zuschlage betragen in der Regel 5 bis 15 vom Hundert - in besonderen Fallen auch
abweichend - des auf eine Stunde entfallenden Anteils des monatlichen Tabellenentgelts
der Stufe 2 der Entgeltgruppe 2. ?Teilzeitbeschéftigte erhalten Erschwerniszuschlage, die
nach Stunden bemessen werden, in voller Hohe; sofern sie pauschaliert gezahlt werden,
gilt dagegen 8 24 Abs. 2.

(5) Die zuschlagspflichtigen Arbeiten und die Hohe der Zuschlage werden in einem besonde-

ren Tarifvertrag vereinbart. 2Bis zum Inkrafttreten eines entsprechenden Tarifvertrages
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gelten die bisherigen tarifvertraglichen Regelungen fort.

§ 20
Jahressonderzahlung

(1) Beschattigte, die am 1. Dezember im Arbeitsverhéltnis stehen, haben Anspruch auf eine

)

®3)

(4)

Jahressonderzahlung.

Die Jahressonderzahlung betragt bei Beschéftigten

in den Entgeltgruppen

1 bis 8 90 v. H.
9a bis 12 80v. H.
13 bis 15 60 v. H.

der Bemessungsgrundlage nach Absatz 3.

!Bemessungsgrundlage im Sinne des Absatzes 2 ist das monatliche Entgelt, das der/dem
Beschaftigten in den Kalendermonaten Juli, August und September durchschnittlich
gezahlt wird; unberiicksichtigt bleiben hierbei das zusétzlich fir Uberstunden und
Mehrarbeit gezahlte Entgelt (mit Ausnahme der im Dienstplan vorgesehenen Uberstunden
und Mehrarbeit), Leistungszulagen, Leistungs- und Erfolgspramien. 2Der Bemessungssatz
bestimmt sich nach der Entgeltgruppe am 1. September. *Bei Beschéftigten, deren
Arbeitsverhéltnis nach dem 30. September begonnen hat, tritt an die Stelle des
Bemessungszeitraums der erste volle Kalendermonat des Arbeitsverhaltnisses. *In den
Féallen, in denen im Kalenderjahr der Geburt des Kindes wéahrend des
Bemessungszeitraums eine elterngeldunschéadliche Teilzeitbeschaftigung ausgetbt wird,
bemisst sich die Jahressonderzahlung nach dem Beschéaftigungsumfang am Tag vor dem

Beginn der Elternzeit.

Der Anspruch nach den Absatzen 1 bis 3 vermindert sich um ein Zwolftel fur jeden
Kalendermonat, in dem Beschéftigte keinen Anspruch auf Entgelt oder Fortzahlung des

Entgelts nach § 21 haben. ?Die Verminderung unterbleibt fir Kalendermonate,

1. fir die Beschéftigte kein Tabellenentgelt erhalten haben wegen
a) Ableistung von Grundwehrdienst oder Zivildienst, wenn sie diesen vor dem

1. Dezember beendet und die Beschaftigung unverziiglich wieder aufgenommen
haben,
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b) Beschaftigungsverboten nach dem Mutterschutzgesetz,
c) Inanspruchnahme der Elternzeit nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz

bis zum Ende des Kalenderjahres, in dem das Kind geboren ist, wenn am Tag vor
Antritt der Elternzeit Entgeltanspruch bestanden hat;

2. in denen Beschéftigten Krankengeldzuschuss gezahlt wurde oder nur wegen der Héhe

des zustehenden Krankengelds ein Krankengeldzuschuss nicht gezahlt worden ist.

(5) Die Jahressonderzahlung wird mit dem Tabellenentgelt fiir November ausgezahlt. 2Ein
Teilbetrag der Jahressonderzahlung kann zu einem friiheren Zeitpunkt ausgezahlt werden.

Protokollerklarung zu Absatz 3:

!Bei der Berechnung des durchschnittlich gezahlten monatlichen Entgelts werden die
gezahlten Entgelte der drei Monate addiert und durch drei geteilt; dies gilt auch bei einer
Anderung des Beschaftigungsumfangs. 2Ist im Bemessungszeitraum nicht fiir alle
Kalendertage Entgelt gezahlt worden, werden die gezahlten Entgelte der drei Monate addiert,
durch die Zahl der Kalendertage mit Entgelt geteilt und sodann mit 30,67 multipliziert.
3zeitraume, fur die Krankengeldzuschuss gezahlt worden ist, bleiben hierbei unberiicksichtigt.
“Besteht wahrend des Bemessungszeitraums an weniger als 30 Kalendertagen Anspruch auf
Entgelt, ist der letzte Kalendermonat, in dem fir alle Kalendertage Anspruch auf Entgelt

bestand, maRgeblich.

8§21
Bemessungsgrundlage fir die Entgeltfortzahlung

In den Fallen der Entgeltfortzahlung nach § 6 Abs. 3 Satz 1, § 22 Abs. 1, § 26, § 27,
§ 29 und § 55 werden das Tabellenentgelt sowie die sonstigen in Monatsbetragen
festgelegten Entgeltbestandteile weitergezahlt. 2Die nicht in Monatsbetragen
festgelegten Entgeltbestandteile werden als Durchschnitt auf Basis der dem
mafigebenden Ereignis fur die Entgeltfortzahlung vorhergehenden letzten drei vollen
Kalendermonate (Berechnungszeitraum) gezahlt. 3Ausgenommen hiervon sind das
zusétzlich fiir Uberstunden und Mehrarbeit gezahlte Entgelt (mit Ausnahme der im
Dienstplan vorgesehenen Uberstunden und Mehrarbeit), Leistungsentgelte,

Jahressonderzahlungen sowie besondere Zahlungen nach § 23 Abs. 2 und 3.

Protokollerklarungen zu den Séatzen 2 und 3:

1. Volle Kalendermonate im Sinne der Durchschnittsberechnung nach Satz 2 sind

Kalendermonate, in denen an allen Kalendertagen das Arbeitsverhéltnis bestanden hat.
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(1)

)

2Hat das Arbeitsverhaltnis weniger als drei Kalendermonate bestanden, sind die vollen
Kalendermonate, in denen das Arbeitsverhaltnis bestanden hat, zugrunde zu legen. 3Bei
Anderungen der individuellen Arbeitszeit werden die nach der Arbeitszeitanderung

liegenden vollen Kalendermonate zugrunde gelegt.

!Der Tagesdurchschnitt nach Satz 2 betragt bei einer durchschnittlichen Verteilung der
regelmafigen wochentlichen Arbeitszeit auf finf Tage 1/65 aus der Summe der zu
bertcksichtigenden Entgeltbestandteile, die fiir den Berechnungszeitraum zugestanden
haben. 2MaRgebend ist die Verteilung der Arbeitszeit zu Beginn des Berechnungszeitraums.
3Bei einer abweichenden Verteilung der Arbeitszeit ist der Tagesdurchschnitt entsprechend

Satz 1 und 2 zu ermitteln.

!Liegt zwischen der Begriindung des Arbeitsverhaltnisses oder der Anderung der
individuellen Arbeitszeit und dem malf3geblichen Ereignis fiir die Entgeltfortzahlung kein
voller Kalendermonat, ist der Tagesdurchschnitt anhand der konkreten individuellen Daten
zu ermitteln. 2Dazu ist die Summe der zu beriicksichtigenden Entgeltbestandteile, die fir
diesen Zeitraum zugestanden haben, durch die Zahl der tatséachlich in diesem Zeitraum

erbrachten Arbeitstage zu teilen.

Tritt die Fortzahlung des Entgelts nach einer allgemeinen Entgeltanpassung ein, ist die/der
Beschaftigte so zu stellen, als sei die Entgeltanpassung bereits mit Beginn des

Berechnungszeitraums eingetreten.

8§22
Entgelt im Krankheitsfall

Werden Beschaftigte durch Arbeitsunfahigkeit infolge Krankheit an der Arbeitsleistung
verhindert, ohne dass sie ein Verschulden trifft, erhalten sie bis zur Dauer von sechs
Wochen das Entgelt nach § 21. ?Bei erneuter Arbeitsunfahigkeit infolge derselben
Krankheit sowie bei Beendigung des Arbeitsverhaltnisses gelten die gesetzlichen
Bestimmungen. 3Als unverschuldete Arbeitsunfahigkeit im Sinne der Satze 1 und 2 gilt
auch die Arbeitsverhinderung in Folge einer Malinahme der medizinischen Vorsorge und
Rehabilitation im Sinne von § 9 EFZG.

INach Ablauf des Zeitraums gemalR Absatz 1 erhalten die Beschéftigten fir die Zeit, fur die
ihnen Krankengeld oder entsprechende gesetzliche Leistungen gezahlt werden, einen
Krankengeldzuschuss in Hohe des Unterschiedsbetrags zwischen den tatsédchlichen

Barleistungen des Sozialleistungstragers und dem Nettoentgelt. ?Nettoentgelt ist das um die
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®3)

(4)

gesetzlichen Abzlige verminderte Entgelt im Sinne des § 21 (mit Ausnahme der Leistungen
nach § 23 Abs. 1); bei freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung versicherten
Beschaftigten ist dabei deren Gesamtkranken- und Pflegeversicherungsbeitrag abziiglich
Arbeitgeberzuschuss zu berticksichtigen. 2Flr Beschaftigte, die nicht der
Versicherungspflicht in der gesetzlichen Krankenversicherung unterliegen und bei einem
privaten Krankenversicherungsunternehmen versichert sind, ist bei der Berechnung des
Krankengeldzuschusses der Krankengeldhochstsatz, der bei Pflichtversicherung in der
gesetzlichen Krankenversicherung zustiinde, zugrunde zu legen. “Bei Teilzeitbeschaftigten
ist das nach Satz 3 bestimmte fiktive Krankengeld entsprechend § 24 Abs. 2 zeitanteilig

umzurechnen.

!Der Krankengeldzuschuss wird bei einer Beschaftigungszeit (§ 34 Abs. 3)
von mehr als einem Jahr langstens bis zum Ende der 13. Woche und
von mehr als drei Jahren langstens bis zum Ende der 39. Woche

seit dem Beginn der Arbeitsunfahigkeit infolge derselben Krankheit gezahlt. 2MafRgeblich
fur die Berechnung der Fristen nach Satz 1 ist die Beschéftigungszeit, die im Laufe der

krankheitsbedingten Arbeitsunfahigkeit vollendet wird.

!Entgelt im Krankheitsfall wird nicht tiber das Ende des Arbeitsverhéltnisses hinaus
gezahlt; 8 8 EFZG bleibt unberihrt. 2Krankengeldzuschuss wird zudem nicht Giber den
Zeitpunkt hinaus gezahlt, von dem an Beschéftigte eine Rente oder eine vergleichbare
Leistung auf Grund eigener Versicherung aus der gesetzlichen Rentenversicherung, aus
einer zusatzlichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung oder aus einer sonstigen
Versorgungseinrichtung erhalten, die nicht allein aus Mitteln der Beschéftigten finanziert
ist. 3Innerhalb eines Kalenderjahres kann das Entgelt im Krankheitsfall nach Absatz 1 und
2 insgesamt langstens bis zum Ende der in Absatz 3 Satz 1 genannten Fristen bezogen
werden; bei jeder neuen Arbeitsunfahigkeit besteht jedoch mindestens der sich aus Absatz
1 ergebende Anspruch. “Uberzahlter Krankengeldzuschuss und sonstige Uberzahlungen
gelten als Vorschuss auf die in demselben Zeitraum zustehenden Leistungen nach Satz 2;
soweit es sich nicht um offentlich-rechtliche Sozialversicherungsanspriiche auf Rente
handelt, gehen die Anspriiche der Beschaftigten insoweit auf die Deutsche
Rentenversicherung Bund Arbeitgeberin tiber. °Die Deutsche Rentenversicherung Bund
als Arbeitgeberin kann von der Ruckforderung des Teils des tiberzahlten Betrags, der nicht
durch die fir den Zeitraum der Uberzahlung zustehenden Beziige im Sinne des Satzes 2
ausgeglichen worden ist, absehen, es sei denn, die/der Beschéftigte hat ihr die Zustellung

des Rentenbescheids schuldhaft verspétet mitgeteilt.
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Protokollerklarung zu Absatz 1 Satz 1:

Ein Verschulden liegt nur dann vor, wenn die Arbeitsunfahigkeit vorsatzlich oder grob

fahrlassig herbeigefihrt wurde.

8§23
Besondere Zahlungen

(1) *Nach MafRgabe des Vermogensbildungsgesetzes in seiner jeweiligen Fassung haben
Beschatftigte, deren Arbeitsverhaltnis voraussichtlich mindestens sechs Monate dauert,
einen Anspruch auf vermdgenswirksame Leistungen. 2Fur Vollzeitbeschaftigte betragt die
vermdgenswirksame Leistung fiir jeden vollen Kalendermonat 6,65 Euro. *Der Anspruch
entsteht friihestens fur den Kalendermonat, in dem die/der Beschéaftigte der Deutschen
Rentenversicherung Bund die erforderlichen Angaben schriftlich mitteilt, und fir die beiden
vorangegangenen Monate desselben Kalenderjahres; die Falligkeit tritt nicht vor acht
Wochen nach Zugang der Mitteilung bei der Deutschen Rentenversicherung Bund ein.
“Die vermogenswirksame Leistung wird nur fir Kalendermonate gewahrt, fur die den
Beschaftigten Tabellenentgelt, Entgeltfortzahlung oder Krankengeldzuschuss zusteht. °Fur
Zeiten, fur die Krankengeldzuschuss zusteht, ist die vermdgenswirksame Leistung Teil des
Krankengeldzuschusses. ®Die vermdgenswirksame Leistung ist kein

zusatzversorgungspflichtiges Entgelt.

(2) Beschaftigte erhalten ein Jubilaumsgeld bei Vollendung einer Beschaftigungszeit (§ 34 Abs. 3)
a) von 25 Jahren in Hohe von 350,00 Euro,
b) von 40 Jahren in H6he von 500,00 Euro,
¢) von 50 Jahren in Héhe von 500,00 Euro.

’Teilzeitbeschéftigte erhalten das Jubilaumsgeld in voller Hohe.

(3) 'Beim Tod von Beschaftigten, deren Arbeitsverhaltnis nicht geruht hat, wird der
Ehegattin/dem Ehegatten oder der Lebenspartnerin/dem Lebenspartner im Sinne des
Lebenspartnerschaftsgesetzes oder den Kindern ein Sterbegeld gewahrt. 2Als Sterbegeld
wird fir die restlichen Tage des Sterbemonats und - in einer Summe - fiir zwei weitere
Monate das Tabellenentgelt der/des Verstorbenen gezahlt. *Die Zahlung des Sterbegeldes
an einen der Berechtigten bringt den Anspruch der Ubrigen gegeniiber der Deutschen
Rentenversicherung Bund zum Erléschen; die Zahlung auf das Gehaltskonto hat

befreiende Wirkung.
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§23a
Reise- und Umzugskosten, Trennungsgeld

(1) Fur die Erstattung von Reise- und Umzugskosten sowie Trennungsgeld finden die fir die
Beamtinnen und Beamten der Deutschen Rentenversicherung Bund jeweils geltenden

Bestimmungen entsprechende Anwendung.

(2) 'Bei Dienstreisen gilt nur die Zeit der dienstlichen Inanspruchnahme am auswartigen
Geschaftsort als Arbeitszeit. 2Fur jeden Tag einschlieRlich der Reisetage wird jedoch
mindestens die auf ihn entfallende regelmafiige, durchschnittliche oder dienstplanmafige
Arbeitszeit bertcksichtigt, wenn diese bei Nichtberiicksichtigung der Reisezeit nicht
erreicht wurde. 3Uberschreiten nicht anrechenbare Reisezeiten insgesamt 15 Stunden im
Monat, so werden auf Antrag 25 vom Hundert dieser tiberschreitenden Zeiten bei fester
Arbeitszeit als Freizeitausgleich gewahrt und bei gleitender Arbeitszeit im Rahmen der
jeweils geltenden Vorschriften auf die Arbeitszeit angerechnet. “Der besonderen Situation

von Teilzeitbeschaftigten ist Rechnung zu tragen.

(3) Soweit Einrichtungen der Deutschen Rentenversicherung Bund in privater Rechtsform
nach eigenen Grundsatzen verfahren, sind diese abweichend von den Absatzen 1 und 2
maf3gebend.

8§24
Berechnung und Auszahlung des Entgelts

(1) *Bemessungszeitraum fir das Tabellenentgelt und die sonstigen Entgeltbestandteile ist
der Kalendermonat, soweit tarifvertraglich nicht ausdriicklich etwas Abweichendes geregelt
ist. 2Die Zahlung erfolgt am letzten Tag des Monats (Zahltag) fur den laufenden
Kalendermonat auf ein von der/dem Beschéftigten benanntes Konto innerhalb eines
Mitgliedstaats der Europaischen Union. 3Fallt der Zahltag auf einen Samstag, einen
Wochenfeiertag oder den 31. Dezember, gilt der vorhergehende Werktag, féllt er auf einen
Sonntag, gilt der zweite vorhergehende Werktag als Zahltag. *Entgeltbestandteile, die
nicht in Monatsbetragen festgelegt sind, sowie der Tagesdurchschnitt nach § 21 sind am

Zahltag des zweiten Kalendermonats, der auf ihre Entstehung folgt, fallig.

(2) Soweit tarifvertraglich nicht ausdricklich etwas anderes geregelt ist, erhalten
Teilzeitbeschéftigte das Tabellenentgelt (8 15) und alle sonstigen Entgeltbestandteile in
dem Umfang, der dem Anteil ihrer individuell vereinbarten durchschnittlichen Arbeitszeit an

der regelmafiigen Arbeitszeit vergleichbarer Vollzeitbeschaftigter entspricht.
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(3) Besteht der Anspruch auf das Tabellenentgelt oder die sonstigen Entgeltbestandteile
nicht fir alle Tage eines Kalendermonats, wird nur der Teil gezahlt, der auf den
Anspruchszeitraum entfallt. 2Besteht nur fur einen Teil eines Kalendertags Anspruch auf
Entgelt, wird fur jede geleistete dienstplanméaRiige oder betriebsibliche Arbeitsstunde der
auf eine Stunde entfallende Anteil des Tabellenentgelts sowie der sonstigen in
Monatsbetragen festgelegten Entgeltbestandteile gezahlt. *Zur Ermittlung des auf eine
Stunde entfallenden Anteils sind die in Monatsbetragen festgelegten Entgeltbestandteile
durch das 4,348-fache der regelmafigen wochentlichen Arbeitszeit (§ 6 Abs. 1 und
entsprechende Sonderregelungen) zu teilen.

(4) *Ergibt sich bei der Berechnung von Betragen ein Bruchteil eines Cents von mindestens
0,5, ist er aufzurunden; ein Bruchteil von weniger als 0,5 ist abzurunden.
2Zwischenrechnungen werden jeweils auf zwei Dezimalstellen durchgefiihrt. *Jeder

Entgeltbestandteil ist einzeln zu runden.

(5) Entfallen die Voraussetzungen fir eine Zulage im Laufe eines Kalendermonats, gilt

Absatz 3 entsprechend.

(6) Einzelvertraglich kbnnen neben dem Tabellenentgelt zustehende Entgeltbestandteile (z. B.

Zeitzuschlage, Erschwerniszuschlage) pauschaliert werden.

Protokollerklarungen zu Absatz 1:

1. Teilen Beschaftigte der Deutschen Rentenversicherung Bund die flr eine kostenfreie bzw.
kostengiinstigere Uberweisung in einen anderen Mitgliedstaat der Europaischen Union er-
forderlichen Angaben nicht rechtzeitig mit, so tragen sie die dadurch entstehenden

zusétzlichen Uberweisungskosten.

2. Soweit die Deutsche Rentenversicherung Bund die Bezlige am 15. eines jeden Monats fur
den laufenden Monat zahlt, kann sie jeweils im Dezember eines Kalenderjahres den

Zahltag vom 15. auf den letzten Tag des Monats gemal3 Absatz 1 Satz 1 verschieben.

§25
Betriebliche Altersversorgung

Die Beschaftigten haben Anspruch auf Versicherung unter eigener Beteiligung zum Zwecke
einer zusatzlichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung nach MalRgabe des Tarifvertrages
Uber die betriebliche Altersversorgung der Beschaftigten der Bundesversicherungsanstalt fur

Angestellte (Tarifvertrag Altersversorgung - ATV) in der jeweils geltenden Fassung.

Seite 32 von 69



Abschnitt IV
Urlaub und Arbeitsbefreiung

§ 26
Erholungsurlaub

(1) Beschaftigte haben in jedem Kalenderjahr Anspruch auf Erholungsurlaub unter
Fortzahlung des Entgelts (8§ 21). ?Bei Verteilung der wochentlichen Arbeitszeit auf finf
Tage in der Kalenderwoche betragt der Urlaubsanspruch in jedem Kalenderjahr
30 Arbeitstage. ®Bei einer anderen Verteilung der wochentlichen Arbeitszeit als auf funf
Tage in der Woche erhoht oder vermindert sich der Urlaubsanspruch entsprechend.
4Verbleibt bei der Berechnung des Urlaubs ein Bruchteil, der mindestens einen halben
Urlaubstag ergibt, wird er auf einen vollen Urlaubstag aufgerundet; Bruchteile von weniger
als einem halben Urlaubstag bleiben unberiicksichtigt. >°Der Erholungsurlaub muss im

laufenden Kalenderjahr gewahrt und kann auch in Teilen genommen werden.

(2) Im Ubrigen gilt das Bundesurlaubsgesetz mit folgenden MaRgaben:

a) lm Falle der Ubertragung muss der Erholungsurlaub in den ersten drei Monaten des
folgenden Kalenderjahres angetreten werden. 2Kann der Erholungsurlaub wegen
Arbeitsunfahigkeit oder aus dienstlichen Grunden nicht bis zum 31. Méarz angetreten
werden, ist er bis zum 31. Mai anzutreten.

b) Beginnt oder endet das Arbeitsverhaltnis im Laufe eines Jahres, erhdlt die/der
Beschatftigte als Erholungsurlaub fiir jeden vollen Monat des Arbeitsverhéaltnisses ein
Zwolftel des Urlaubsanspruchs nach Absatz 1; § 5 BUrlG bleibt unberiihrt.

c) Ruht das Arbeitsverhaltnis, so vermindert sich die Dauer des Erholungsurlaubs
einschlieB3lich eines etwaigen Zusatzurlaubs fiir jeden vollen Kalendermonat um ein
Zwolftel.

d) Das nach Absatz 1 Satz 1 fort zu zahlende Entgelt wird zu dem in § 24 genannten
Zeitpunkt gezahilt.

Protokollerklarung zu Absatz 1 Satz 5:

Der Urlaub soll grundséatzlich zusammenhangend gewahrt werden; dabei soll ein Urlaubsteil von

zwei Wochen Dauer angestrebt werden.

827
Zusatzurlaub

(1) Beschatftigte, die standig Wechselschichtarbeit nach § 7 Abs. 1 oder standig Schichtarbeit
nach 8§ 7 Abs. 2 leisten und denen die Zulage nach § 8 Abs. 5 Satz 1 oder Abs. 6 Satz 1
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)

®3)

(4)

zusteht, erhalten

a) bei Wechselschichtarbeit fur je zwei zusammenhéngende Monate und
b) bei Schichtarbeit fir je vier zusammenh&ngende Monate

einen Arbeitstag Zusatzurlaub.

Im Falle nicht standiger Wechselschicht- oder Schichtarbeit (z. B. standige Vertreter)
erhalten Beschaftigte, denen die Zulage nach § 8 Abs. 5 Satz 2 oder Abs. 6 Satz 2
zusteht, einen Arbeitstag Zusatzurlaub fur

a) je drei Monate im Jahr, in denen sie Uberwiegend Wechselschichtarbeit geleistet
haben, und

b) je funf Monate im Jahr, in denen sie Uberwiegend Schichtarbeit geleistet haben.

1Zusatzurlaub nach diesem Tarifvertrag und sonstigen Bestimmungen mit Ausnahme des
gesetzlichen zusatzlichen Urlaubs fir schwerbehinderte Menschen wird nur bis zu
insgesamt sechs Arbeitstagen im Kalenderjahr gewahrt. 2Erholungsurlaub und
Zusatzurlaub (Gesamturlaub) dirfen im Kalenderjahr zusammen 35 Arbeitstage nicht
tberschreiten. *Satz 2 ist fir Zusatzurlaub nach den Absatzen 1 und 2 hierzu nicht
anzuwenden. “Bei Beschéftigten, die das 50. Lebensjahr vollendet haben, gilt abweichend
von Satz 2 eine Hochstgrenze von 36 Arbeitstagen; maf3gebend fir die Berechnung der

Urlaubsdauer ist das Lebensjahr, das im Laufe des Kalenderjahres vollendet wird.

Im Ubrigen gilt § 26 mit Ausnahme von Absatz 2 Buchst. b entsprechend.

Protokollerklarung zu den Absatzen 1 und 2:

!Der Anspruch auf Zusatzurlaub bemisst sich nach der abgeleisteten Schicht- oder

Wechselschichtarbeit und entsteht im laufenden Jahr, sobald die Voraussetzungen nach

Absatz 1 oder 2 erfullt sind. 2Fur die Feststellung, ob standige Wechselschichtarbeit oder stan-

dige Schichtarbeit vorliegt, ist eine Unterbrechung durch Arbeitsbefreiung, Freizeitausgleich,

bezahlten Urlaub oder Arbeitsunféhigkeit in den Grenzen des § 22 unschadlich.

828
Sonderurlaub

Beschaftigte konnen bei Vorliegen eines wichtigen Grundes unter Verzicht auf die Fortzahlung

des Entgelts Sonderurlaub erhalten.
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8§29
Arbeitsbefreiung

(1) Als Falle nach § 616 BGB, in denen Beschéftigte unter Fortzahlung des Entgelts nach

§ 21 im nachstehend genannten Ausmalf von der Arbeit freigestellt werden, gelten nur die

folgenden Anlasse:

a) Niederkunft der Ehefrau, Lebenspartnerin
im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes oder
der in ehe- oder lebenspartnerschaftsahnlicher
Gemeinschaft lebenden Lebensgefahrtin

b) Tod der Ehegattin/des Ehegatten,
der Lebenspartnerin/des Lebenspartners
im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes
oder der/des in ehe- oder
lebenspartnerschaftsahnlicher Gemeinschatft
lebenden Lebensgefahrtin/Lebensgefahrten,
eines Kindes oder Elternteils

¢) Umzug aus dienstlichem Grund an einen
anderen Ort

d) 25-, 40- und 50-jahriges Arbeitsjubildum

e) schwere Erkrankung

aa) einer/eines Angehorigen, soweit sie/er in
demselben Haushalt lebt,

bb) eines Kindes, das das 12. Lebensjahr noch
nicht vollendet hat, wenn im laufenden

Kalenderjahr kein Anspruch nach § 45 SGB V

besteht oder bestanden hat,

cc) einer Betreuungsperson, wenn Beschaftigte
deshalb die Betreuung ihres Kindes, das
das 8. Lebensjahr noch nicht vollendet hat
oder wegen korperlicher, geistiger oder
seelischer Behinderung dauernd
pflegebedurftig ist, Ubernehmen muissen,

f) Arztliche Behandlung von Beschéftigten, wenn
diese wahrend der Arbeitszeit erfolgen muss,

2Eine Freistellung nach Satz 1 Buchstabe e
erfolgt nur, soweit eine andere Person zur
Pflege oder Betreuung nicht sofort zur
Verfligung steht und die Arztin/der Arzt in den
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zwei Arbeitstage,

ein Arbeitstag,

ein Arbeitstag,

ein Arbeitstag im Kalenderjahr,

bis zu vier Arbeitstage im Kalenderjahr,

bis zu vier Arbeitstage im Kalenderjahr,

erforderliche nachgewiesene
Abwesenheitszeit einschlief3lich
erforderlicher Wegezeiten.



Fallen des Doppelbuchstaben aa und bb die
Notwendigkeit der Anwesenheit der/des
Beschaéftigten zur vorlaufigen Pflege
bescheinigt. *Die Freistellung nach Satz 1
Buchstabe e darf insgesamt funf Arbeitstage im
Kalenderjahr nicht tiberschreiten.

(2) Bei Erfullung allgemeiner staatsbirgerlicher Pflichten nach deutschem Recht, soweit die
Arbeitsbefreiung gesetzlich vorgeschrieben ist und soweit die Pflichten nicht auRerhalb der
Arbeitszeit, gegebenenfalls nach ihrer Verlegung, wahrgenommen werden kdnnen, besteht
der Anspruch auf Fortzahlung des Entgelts nach § 21 nur insoweit, als Beschéftigte nicht
Anspriiche auf Ersatz des Entgelts geltend machen konnen. 2Das fortgezahlte Entgelt gilt
in Hohe des Ersatzanspruchs als Vorschuss auf die Leistungen der Kostentrager. Die
Beschaftigten haben den Ersatzanspruch geltend zu machen und die erhaltenen Betrage
an die Deutsche Rentenversicherung Bund abzufihren.

(3) 'Die Deutsche Rentenversicherung Bund kann in sonstigen dringenden Fallen
Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des Entgelts nach § 21 bis zu drei Arbeitstagen
gewahren. 2In begrindeten Fallen kann bei Verzicht auf das Entgelt kurzfristige

Arbeitsbefreiung gewahrt werden, wenn die dienstlichen Verhaltnisse es gestatten.

(4) *Zur Teilnahme an Tagungen kann den gewahlten Vertreterinnen/Vertretern der
Bezirksvorstande, der Landesbezirksvorstande, der Landesbezirksfachbereichsvorstande,
der Bundesfachbereichsvorstande, der Bundesfachgruppenvorstande sowie des
Gewerkschaftsrates bzw. entsprechender Gremien anderer vertragsschlieender
Gewerkschaften auf Anfordern der Gewerkschaften Arbeitsbefreiung bis zu acht
Werktagen im Jahr unter Fortzahlung des Entgelts nach § 21 erteilt werden, sofern nicht
dringende dienstliche Interessen entgegenstehen. 2Zur Teilnahme an Tarifverhandlungen
mit der Deutschen Rentenversicherung Bund kann auf Anfordern einer der
vertragsschlieRenden Gewerkschaften Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des Entgelts
nach § 21 ohne zeitliche Begrenzung erteilt werden.

(5) Zur Teilnahme an Sitzungen von Prifungs- und von Berufsbildungsausschiissen
nach dem Berufsbildungsgesetz sowie fur eine Tatigkeit in Organen von
Sozialversicherungstragern kann den Mitgliedern Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung
des Entgelts nach § 21 gewahrt werden, sofern nicht dringende dienstliche

Interessen entgegenstehen.

(6) Zur Ausuibung von Lehr- und Priufungstétigkeiten an den kommunalen
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Studieninstituten und Verwaltungsschulen kann Beschaftigten auf Antrag

Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des Entgelts nach § 21 gewahrt werden.

Protokollerklarung zu Absatz 3 Satz 2:

Zu den ,begrindeten Fallen" kénnen auch solche Anlasse gehoren, fir die nach Absatz 1 kein

Anspruch auf Arbeitsbefreiung besteht (z. B. Umzug aus persoénlichen Griinden).

(1)

)

®3)

(4)

Abschnitt V
Befristung und Beendigung des Arbeitsverhaltnisses

830
Befristete Arbeitsvertrage

1Befristete Arbeitsvertrage sind nach MaflRgabe des Teilzeit- und Befristungsgesetzes sowie
anderer gesetzlicher Vorschriften tGber die Befristung von Arbeitsvertragen zulassig. 2Fur
Beschaftigte, auf die die Regelungen des Tarifgebiets West Anwendung finden und deren
Tatigkeit vor dem 1. Januar 2005 der Rentenversicherung der Angestellten unterlegen hatte,
gelten die in den Absatzen 2 bis 5 geregelten Besonderheiten; dies gilt nicht fur
Arbeitsverhaltnisse, fur die die 88 57a ff. HRG, das Gesetz lUber befristete Arbeitsvertrage in
der Wissenschaft (Wissenschaftszeitvertragsgesetz) oder gesetzliche Nachfolgeregelungen
unmittelbar oder entsprechend gelten.

1KalendermaRig befristete Arbeitsvertrage mit sachlichem Grund sind nur zulassig,
wenn die Dauer des einzelnen Vertrages funf Jahre nicht Ubersteigt; weitergehende
Regelungen im Sinne von § 23 TzBfG bleiben unberihrt. 2Beschaftigte mit einem
Arbeitsvertrag nach Satz 1 sind bei der Besetzung von Dauerarbeitsplatzen bevorzugt

zu bertcksichtigen, wenn die sachlichen und persénlichen Voraussetzungen erflillt sind.

Ein befristeter Arbeitsvertrag ohne sachlichen Grund soll in der Regel zwolf Monate nicht
unterschreiten; die Vertragsdauer muss mindestens sechs Monate betragen. ?Vor Ablauf
des Arbeitsvertrages hat die Deutsche Rentenversicherung Bund zu priifen, ob eine

unbefristete oder befristete Weiterbeschaftigung moglich ist.

!1Bei befristeten Arbeitsvertragen ohne sachlichen Grund gelten die ersten sechs Wochen
und bei befristeten Arbeitsvertragen mit sachlichem Grund die ersten sechs Monate als
Probezeit. 2Innerhalb der Probezeit kann der Arbeitsvertrag mit einer Frist von zwei

Wochen zum Monatsschluss gekindigt werden.
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(5) Eine ordentliche Kiindigung nach Ablauf der Probezeit ist nur zulassig, wenn die
Vertragsdauer mindestens zwolf Monate betragt. 2Nach Ablauf der Probezeit betragt die
Kundigungsfrist in einem oder mehreren aneinandergereihten Arbeitsverhaltnissen bei der

Deutschen Rentenversicherung Bund

von insgesamt mehr als sechs Monaten vier Wochen,
von insgesamt mehr als einem Jahr sechs Wochen
zum Schluss eines Kalendermonats,

von insgesamt mehr als zwei Jahren drei Monate,
von insgesamt mehr als drei Jahren vier Monate
zum Schluss eines Kalendervierteljahres.

3Eine Unterbrechung bis zu drei Monaten ist unschadlich, es sei denn, dass das
Ausscheiden von der/dem Beschaftigten verschuldet oder veranlasst war. *Die
Unterbrechungszeit bleibt unberiicksichtigt.

(6) Die 88 31, 32 bleiben von den Regelungen der Absétze 3 bis 5 unberihrt.

Protokollerklarung zu Absatz 5:

Bei mehreren aneinandergereihten Arbeitsverhaltnissen flihren weitere vereinbarte

Probezeiten nicht zu einer Verkiirzung der Kiindigungsfrist.

8§31
Fuhrung auf Probe

(1) *Fuhrungspositionen kénnen als befristetes Arbeitsverhaltnis bis zur Gesamtdauer von
zwei Jahren vereinbart werden. ?Innerhalb dieser Gesamtdauer ist eine hochstens
zweimalige Verlangerung des Arbeitsvertrages zulassig. *Die beiderseitigen

Kindigungsrechte bleiben unberihrt.

(2) Fuhrungspositionen sind die ab Entgeltgruppe 10 zugewiesenen Tatigkeiten mit Weisungs-
befugnis, die vor Ubertragung von der Deutschen Rentenversicherung Bund ausdriicklich

als Fuhrungspositionen auf Probe bezeichnet worden sind.

(3) Besteht bereits ein Arbeitsverhaltnis mit der Deutschen Rentenversicherung Bund, kann
der/dem Beschatftigten voriibergehend eine Fiihrungsposition bis zu der in Absatz 1

genannten Gesamtdauer Ubertragen werden. ?Der/Dem Beschaftigten wird fiir die Dauer
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der Ubertragung eine Zulage in Hohe des Unterschiedsbetrags zwischen den
Tabellenentgelten nach der bisherigen Entgeltgruppe und dem sich bei Hohergruppierung
nach 8§ 17 Abs. 4 Satz 1 ergebenden Tabellenentgelt gewahrt. 3Nach Fristablauf endet die
Erprobung. “Bei Bewahrung wird die Fuhrungsfunktion auf Dauer Ubertragen; ansonsten

erhalt die/der Beschaftigte eine der bisherigen Eingruppierung entsprechende Tatigkeit.

§32
Fuhrung auf Zeit

(1) *Fuhrungspositionen konnen als befristetes Arbeitsverhaltnis bis zur Dauer von vier Jahren
vereinbart werden. ?Folgende Verlangerungen des Arbeitsvertrages sind zulassig:

a) inden Entgeltgruppen 10 bis 12 eine hdchstens zweimalige Verlangerung bis
zu einer Gesamtdauer von acht Jahren,

b) ab Entgeltgruppe 13 eine héchstens dreimalige Verlangerung bis zu einer
Gesamtdauer von zwdlf Jahren.

3Zeiten in einer Fuhrungsposition nach Buchstabe a bei der Deutschen Rentenversicherung
Bund konnen auf die Gesamtdauer nach Buchstabe b zur Halfte angerechnet werden. “Die
allgemeinen Vorschriften tGber die Probezeit (§ 2 Abs. 4) und die beiderseitigen

Kindigungsrechte bleiben unberihrt.

(2) Fuhrungspositionen sind die ab Entgeltgruppe 10 zugewiesenen Tatigkeiten mit
Weisungsbefugnis, die vor Ubertragung von der Deutschen Rentenversicherung Bund

ausdricklich als Fihrungspositionen auf Zeit bezeichnet worden sind.

(3) Besteht bereits ein Arbeitsverhaltnis mit der Deutschen Rentenversicherung Bund,
kann der/dem Beschaftigten voribergehend eine Fihrungsposition bis zu den in
Absatz 1 genannten Fristen Gbertragen werden. 2Der/Dem Beschéftigten wird fir die
Dauer der Ubertragung eine Zulage gewahrt in Hohe des Unterschiedsbetrags
zwischen den Tabellenentgelten nach der bisherigen Entgeltgruppe und dem sich bei
Hohergruppierung nach 8§ 17 Abs. 4 Satz 1 ergebenden Tabellenentgelt, zuztglich
eines Zuschlags von 75 vom Hundert des Unterschiedsbetrags zwischen den
Tabellenentgelten der Entgeltgruppe, die der tibertragenen Funktion entspricht, zur
nachsthoheren Entgeltgruppe nach § 17 Abs. 4 Satz 1. 3Nach Fristablauf erhalt die/der
Beschatftigte eine der bisherigen Eingruppierung entsprechende Tatigkeit; der Zuschlag

entfallt.

Seite 39 von 69



(1)

§33
Beendigung des Arbeitsverhéltnisses ohne Kundigung

Das Arbeitsverhéltnis endet, ohne dass es einer Kindigung bedarf,

a) mit Ablauf des Monats, in dem die/der Beschéftigte das gesetzlich festgelegte Alter
zum Erreichen der Regelaltersrente vollendet hat, es sei denn, zwischen der
Deutschen Rentenversicherung Bund als Arbeitgeberin und dem/der Beschaftigten ist
wéhrend des Arbeitsverhaltnisses vereinbart worden, den Beendigungszeitpunkt
nach § 41 Satz 3 SGB VI hinauszuschieben,

b) jederzeitim gegenseitigen Einvernehmen (Auflosungsvertrag).

(2) 'Das Arbeitsverhaltnis endet ferner, sofern der/dem Beschaftigten der Bescheid eines

®3)

(4)

Rentenversicherungstragers (Rentenbescheid) zugestellt wird, wonach die/der Beschaftigte
eine Rente auf unbestimmte Dauer wegen voller oder teilweiser Erwerbsminderung erhalt.
2Die/Der Beschéftigte hat die Deutsche Rentenversicherung Bund als Arbeitgeberin von der
Zustellung des Rentenbescheids unverzuglich zu unterrichten. *Das Arbeitsverhéltnis endet
mit Ablauf des dem Rentenbeginn vorangehenden Tages; frihestens jedoch zwei Wochen
nach Zugang der schriftlichen Mitteilung der Deutschen Rentenversicherung Bund als
Arbeitgeberin Gber den Zeitpunkt des Eintritts der auflésenden Bedingung. “Liegt im Zeitpunkt
der Beendigung des Arbeitsverhéaltnisses eine nach § 175 SGB IX erforderliche Zustimmung
des Integrationsamtes noch nicht vor, endet das Arbeitsverhéltnis mit Ablauf des Tages der
Zustellung des Zustimmungsbescheids des Integrationsamtes; jedoch auch hier friihestens
zwei Wochen nach Zugang der schriftlichen Mitteilung im Sinne von Satz 3. Das
Arbeitsverhéltnis endet nicht, wenn nach dem Bescheid des Rentenversicherungstragers eine
Rente auf Zeit gewahrt wird. ®In diesem Fall ruht das Arbeitsverhaltnis fir den Zeitraum, fir
den eine Rente auf Zeit gewahrt wird; fir den Beginn des Ruhens des Arbeitsverhaltnisses

gilt Satz 3 entsprechend.

Im Falle teilweiser Erwerbsminderung endet bzw. ruht das Arbeitsverhaltnis nicht, wenn
die/der Beschéftigte nach ihrem/seinem vom Rentenversicherungstrager festgestellten
Leistungsvermdgen auf ihrem/seinem bisherigen oder einem anderen geeigneten und
freien Arbeitsplatz weiterbeschéftigt werden konnte, soweit dringende dienstliche Griinde
nicht entgegenstehen, und die/ der Beschéftigte innerhalb von zwei Wochen nach Zugang

des Rentenbescheids ihre/seine Weiterbeschéaftigung schriftlich beantragt.

verzogert die/der Beschaftigte schuldhaft den Rentenantrag oder bezieht sie/er
Altersrente nach 8§ 236 oder § 236 a SGB VI oder ist sie/er nicht in der gesetzlichen
Rentenversicherung versichert, so tritt an die Stelle des Rentenbescheids das Gutachten

einer Amtsarztin/eines Amtsarztes oder einer/eines nach 8 3 Abs. 4 Satz 2 bestimmten
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(5)

1)

)

®3)

Arztin/Arztes. ?Das Arbeitsverhaltnis endet in diesem Fall mit Ablauf des Monats, in dem
der/dem Beschaftigten das Gutachten bekannt gegeben worden ist; friihestens jedoch
zwei Wochen nach Zugang der schriftlichen Mitteilung der Deutschen Rentenversicherung

Bund als Arbeitgeberin Gber den Zeitpunkt des Eintritts der auflésenden Bedingung.

1Soll die/der Beschéftigte, deren/dessen Arbeitsverhaltnis nach Absatz 1 Buchst. a
geendet hat, weiterbeschéftigt werden, ist ein neuer schriftlicher Arbeitsvertrag
abzuschlieBen. 2Das Arbeitsverhaltnis kann jederzeit mit einer Frist von vier Wochen zum

Monatsende gekiindigt werden, wenn im Arbeitsvertrag nichts anderes vereinbart ist.

8§34
Kindigung des Arbeitsverhéaltnisses

1Bis zum Ende des sechsten Monats seit Beginn des Arbeitsverhaltnisses betragt die
Kiindigungsfrist zwei Wochen zum Monatsschluss. 2Im Ubrigen betragt die Kiindigungsfrist

bei einer Beschéftigungszeit (Absatz 3 Satz 1 und 2)

bis zu einem Jahr ein Monat zum Monatsschluss,
von mehr als einem Jahr 6 Wochen,

von mindestens 5 Jahren 3 Monate,

von mindestens 8 Jahren 4 Monate,

von mindestens 10 Jahren 5 Monate,

von mindestens 12 Jahren 6 Monate

zum Schluss eines Kalendervierteljahres.

IArbeitsverhaltnisse von Beschaftigten, die das 40. Lebensjahr vollendet haben und fur die
die Regelungen des Tarifgebiets West Anwendung finden, kdnnen nach einer
Beschaftigungszeit (Absatz 3 Satz 1 und 2) von mehr als 15 Jahren durch die Deutsche
Rentenversicherung Bund nur aus einem wichtigen Grund gekiindigt werden. 2Soweit
Beschaftigte nach den bis zum 31. Dezember 2005 geltenden Tarifregelungen unkiindbar

waren, verbleibt es dabei.

!Beschaftigungszeit ist die innerhalb der Deutschen Rentenversicherung im Arbeitsverhalt-
nis zurlickgelegte Zeit, auch wenn sie unterbrochen ist. 2Unbertcksichtigt bleibt die Zeit
eines Sonderurlaubs geman § 28, es sei denn, der Arbeitgeber hat vor Antritt des
Sonderurlaubs schriftlich ein dienstliches Interesse anerkannt. *Wechseln Beschaftigte von
einem anderen offentlich-rechtlichen Arbeitgeber zu einem Arbeitgeber der Deutschen

Rentenversicherung, werden die Zeiten bei dem anderen Arbeitgeber als
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Beschaftigungszeit anerkannt.

8§35
Zeugnis

(1) Bei Beendigung des Arbeitsverhéaltnisses haben die Beschéftigten Anspruch auf ein
schriftliches Zeugnis Uber Art und Dauer ihrer Tatigkeit, das sich auch auf Filhrung und
Leistung erstrecken muss (Endzeugnis).

(2) Aus triftigen Grunden kdnnen Beschéftigte auch wéhrend des Arbeitsverhaltnisses ein

Zeugnis verlangen (Zwischenzeugnis).

(3) Bei bevorstehender Beendigung des Arbeitsverhaltnisses kbnnen die Beschaftigten ein

Zeugnis Uber Art und Dauer ihrer Tatigkeit verlangen (vorlaufiges Zeugnis).

(4) Die Zeugnisse gemal’ den Absatzen 1 bis 3 sind unverziglich auszustellen.

Abschnitt VI

Ausschlussfrist und Begriffsbestimmungen

§ 36
(nicht besetzt)

8 37
Ausschlussfrist

(1) *Anspriiche aus dem Arbeitsverhaltnis verfallen, wenn sie nicht innerhalb einer
Ausschlussfrist von sechs Monaten nach Falligkeit von der/dem Beschéftigten oder von
der Deutschen Rentenversicherung Bund in Textform geltend gemacht werden. 2Fir
denselben Sachverhalt reicht die einmalige Geltendmachung des Anspruchs auch fir

spater fallige Leistungen aus.

(2) Absatz 1 gilt nicht fir Anspriiche aus einem Sozialplan sowie fur Anspriiche, soweit sie

kraft Gesetzes einer Ausschlussfrist entzogen sind.

§ 38
Begriffsbestimmungen

(1) Sofern auf die Tarifgebiete Ost und West Bezug genommen wird, gilt Folgendes:

Seite 42 von 69



a) Die Regelungen fir das Tarifgebiet Ost gelten fiir die Beschéaftigen, deren
Arbeitsverhaltnis in dem in Art. 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet
begriindet worden ist und bei denen der Bezug des Arbeitsverhaltnisses zu diesem
Gebiet fortbesteht.

b)  Fir die tGbrigen Beschéftigten gelten die Regelungen fir das Tarifgebiet West.

(2) Sofern auf die Begriffe ,Betrieb®, ,betrieblich“ oder ,Betriebspartei“ Bezug genommen wird,
gilt die Regelung fur Verwaltungen sowie fur Parteien nach dem Personalvertretungsrecht
entsprechend, es sei denn, es ist etwas anderes bestimmit.

(3) Eine einvernehmliche Dienstvereinbarung liegt nur ohne Entscheidung der Einigungsstelle vor.

(4) Leistungsgeminderte Beschaftigte sind Beschaftigte, die ausweislich einer Bescheinigung
der beauftragten Arztin/des beauftragten Arztes (§ 3 Abs. 4) nicht mehr in der Lage sind,
auf Dauer die vertraglich geschuldete Arbeitsleistung in vollem Umfang zu erbringen, ohne
deswegen zugleich teilweise oder in vollem Umfang erwerbsgemindert im Sinne des
SGB VI zu sein.

(5) 'Die Regelungen fir Angestellte finden Anwendung auf Beschéftigte, deren Tatigkeit vor
dem 1. Januar 2005 der Rentenversicherung der Angestellten unterlegen hatte. 2Die
Regelungen flr Arbeiterinnen und Arbeiter finden Anwendung auf Beschaftigte, deren

Tatigkeit vor dem 1. Januar 2005 der Rentenversicherung der Arbeiter unterlegen hétte.

Protokollerklarung zu Absatz 4:

Die auf leistungsgeminderte Beschéftigte anzuwendenden Regelungen zur Entgeltsicherung
bestimmen sich nach § 16a TVU DRV-Bund.

) § 38a
Ubergangsvorschriften

(1) (aufgehoben mit Wirkung ab 1. Marz 2016 AnderungsTV vom 6. Juni 2016)

Wenn in einem fur die Deutsche Rentenversicherung Bund geltenden Tarifvertrag ein Verweis

auf die Entgeltgruppe 9 enthalten ist, bezieht er sich auf die Entgeltgruppen 9a, 9b und 9c.

Protokollerkldrung zu 8 38a Abs. 1:
(aufgehoben mit Wirkung ab 1. Marz 2016 AnderungsTV vom 6. Juni 2016)
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§39
(nicht besetzt)

Abschnitt VII
Besonderer Teil Rehabilitationskliniken (BT-R)

840
Geltungsbereich

Dieser Besondere Teil gilt fur Beschaftigte gemal § 1, die in einer Rehabilitationsklinik
beschaftigt sind.

8§41
Besondere Regelung zum Geltungsbereich

1§ 1 Abs. 2 Buchst. b findet auf Arztinnen und Arzte keine Anwendung. 2Eine abweichende
einzelvertragliche Regelung fir Oberarztinnen und Oberarzte im Sinne des § 51 Abs. 3 und 4

ist zulassig.

Protokollerklarungen zu 8§ 41:
1. (nicht besetzt)

2. Fur Arztinnen und Arzte, die sich am 1. Januar 2007 in der Altersteilzeit befinden,
verbleibt es bei der Anwendung des Besonderen Teils Rehabilitationskliniken und
Medizinisch-Technisches Diagnostikum (BT-R) in der bis zum 31. Dezember 2006
geltenden Fassung. 2Mit Arztinnen und Arzten, die Altersteilzeit vor dem 1. Januar 2008
vereinbart, diese aber am 1. Januar 2008 noch nicht begonnen haben, ist auf Verlangen
die Aufhebung der Altersteilzeitvereinbarung zu priifen. 3Satz 2 gilt entsprechend in den
Fallen des Satzes 1,

a) bei Altersteilzeit im Blockmodell, wenn am 1. Januar 2007 ein Zeitraum von nicht mehr
als einem Drittel der Arbeitsphase

b) bei Altersteilzeit im Teilzeitmodell, wenn am 1. Januar 2007 ein Zeitraum von nicht
mehr als einem Drittel der Altersteilzeit

zuriickgelegt ist.
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§42
Allgemeine Pflichten der Arztinnen und Arzte

(1) *Zu den den Arztinnen und Arzten obliegenden arztlichen Pflichten gehort es auch,

)

®3)

(4)

(1)

arztliche Bescheinigungen auszustellen. 2Die Arztinnen und Arzte kénnen von der
Deutschen Rentenversicherung Bund auch verpflichtet werden, im Rahmen einer
zugelassenen Nebentétigkeit von Arztlichen Direktorinnen und Direktoren innerhalb der
Einrichtung &rztlich tatig zu werden.

(nicht besetzt)

Die Erstellung von Gutachten, gutachtlichen AuBerungen und wissenschaftlichen
Ausarbeitungen, die nicht von einem Dritten angefordert und vergitet werden, gehort zu

den den Arztinnen und Arzten obliegenden Pflichten aus der Haupttatigkeit.

tArztinnen und Arzte kénnen von der Deutschen Rentenversicherung Bund verpflichtet
werden, als Nebentétigkeit Unterricht zu erteilen sowie Gutachten, gutachtliche
AuRerungen und wissenschaftliche Ausarbeitungen, die von einem Dritten angefordert und
vergutet werden, zu erstellen, und zwar auch im Rahmen einer zugelassenen Neben-
tatigkeit der Arztlichen Direktorin/des Arztlichen Direktors. 2Steht die Vergiitung fir das
Gutachten, die gutachtliche AuRerung oder wissenschaftliche Ausarbeitung ausschlieRlich
der Deutschen Rentenversicherung Bund zu, haben Arztinnen und Arzte nach MaRgabe
ihrer Beteiligung einen Anspruch auf einen Teil dieser Vergitung. 3In allen anderen Fallen
sind Arztinnen und Arzte berechtigt, fur die Nebentéatigkeit einen Anteil der von dem Dritten
zu zahlenden Vergiitung anzunehmen. “Arztinnen und Arzte kénnen die Ubernahme der
Nebentatigkeit verweigern, wenn die angebotene Vergltung offenbar nicht dem Malf3 ihrer
Beteiligung entspricht; im Ubrigen kann die Ubernahme der Nebentatigkeit nur in

besonders begrindeten Ausnahmefallen verweigert werden.

§ 43
Zu 8 5 Qualifizierung - Arztinnen/Arzte

Fur Beschaftigte, die sich in Facharzt-, Schwerpunktweiterbildung oder Zusatzausbildung
nach dem Gesetz (iber befristete Arbeitsvertrage mit Arzten in der Weiterbildung befinden,
ist ein Weiterbildungsplan aufzustellen, der unter Berticksichtigung des Standes der
Weiterbildung die zu vermittelnden Ziele und Inhalte der Weiterbildungsabschnitte sachlich

und zeitlich gegliedert festlegt.
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(2) Die Weiterbildung ist von der Deutschen Rentenversicherung Bund bei wirtschaftlicher
Betriebsfiihrung so zu organisieren, dass die/der Beschaftigte die festgelegten
Weiterbildungsziele in der nach der jeweiligen Weiterbildungsordnung vorgesehenen Zeit

erreichen kann.

(3) *Konnen Weiterbildungsziele aus Griinden, die die Deutsche Rentenversicherung Bund zu
vertreten hat, in der vereinbarten Dauer des Arbeitsverhéaltnisses nicht erreicht werden, so
ist die Dauer des Arbeitsvertrages entsprechend zu verlangern. 2Die Regelungen des
Gesetzes Uber befristete Arbeitsvertrage mit Arzten in der Weiterbildung bleiben hiervon
unberthrt und sind fir den Fall lang andauernder Arbeitsunfahigkeit sinngemar3
anzuwenden. 2Absatz 2 bleibt unberdihrt.

(4) *Zur Teilnahme an Arztkongressen, Fachtagungen und ahnlichen Veranstaltungen ist der
Arztin/dem Arzt Arbeitsbefreiung bis zu drei Arbeitstagen im Kalenderjahr unter
Fortzahlung des Entgelts zu gewéahren. 2Die Arbeitsbefreiung wird auf einen Anspruch
nach den Weiterbildungsgesetzen der Lander angerechnet. *Bei Kostenerstattung durch

Dritte kann eine Freistellung flr bis zu finf Arbeitstage erfolgen.

§ 44
Zu § 6 RegelmaRige Arbeitszeit - Arztinnen/Arzte

(1) Die regelmaRige Arbeitszeit betragt ausschlieRlich der Pausen fur Arztinnen und Arzte
durchschnittlich 40 Stunden wochentlich.

(2) Die Arbeitszeiten sind durch elektronische Zeiterfassung oder auf andere Art und Weise zu

dokumentieren.

(3) Unter den Voraussetzungen des Arbeitszeitgesetzes und des Arbeitsschutzgesetzes,
insbesondere des 8§ 5 ArbSchG, kann die tagliche Arbeitszeit im Schichtdienst auf bis zu
zwolf Stunden ausschlieBlich der Pausen ausgedehnt werden. 2In unmittelbarer Folge
durfen nicht mehr als vier Zwolf-Stunden-Schichten und innerhalb von zwei Kalenderwo-
chen nicht mehr als acht Zwolf-Stunden-Schichten geleistet werden. *Solche Schichten

kdnnen nicht mit Bereitschaftsdienst kombiniert werden.

845
Bereitschaftsdienst und Rufbereitschaft

(1) 'Bereitschaftsdienst leisten die Beschéaftigten, die sich auf Anordnung der Deutschen

Rentenversicherung Bund aufRerhalb der regelméaRigen Arbeitszeit an einer von der
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)

®3)

(4)

Deutschen Rentenversicherung Bund bestimmten Stelle aufhalten, um im Bedarfsfall die
Arbeit aufzunehmen. 2Die Deutsche Rentenversicherung Bund darf Bereitschaftsdienst nur
anordnen, wenn zu erwarten ist, dass zwar Arbeit anféllt, erfahrungsgemar aber die Zeit

ohne Arbeitsleistung tGberwiegt.

Abweichend von den 88 3, 5 und 6 Abs. 2 ArbZG kann im Rahmen des § 7 ArbZG die
tagliche Arbeitszeit im Sinne des Arbeitszeitgesetzes tber acht Stunden hinaus verlangert
werden, wenn mindestens die acht Stunden Uberschreitende Zeit im Rahmen von

Bereitschaftsdienst geleistet wird, und zwar wie folgt:

a) bei Bereitschaftsdiensten der Stufe | bis zu insgesamt maximal 16 Stunden taglich; die
gesetzlich vorgeschriebene Pause verlangert diesen Zeitraum nicht,

b) bei Bereitschaftsdiensten der Stufen Il und Il bis zu insgesamt maximal 13 Stunden
taglich; die gesetzlich vorgeschriebene Pause verlangert diesen Zeitraum nicht.

Im Rahmen des § 7 ArbZG kann unter den Voraussetzungen

a) einer Prufung alternativer Arbeitszeitmodelle,
b) einer Belastungsanalyse gemalR § 5 ArbSchG und

c) gegebenenfalls daraus resultierender Malihahmen zur Gewébhrleistung des
Gesundheitsschutzes

aufgrund einer Dienstvereinbarung von den Regelungen des Arbeitszeitgesetzes
abgewichen werden. 2Kommt eine Dienstvereinbarung nicht einvernehmlich zustande
(8 38 Abs. 3) und hat die Deutsche Rentenversicherung Bund ein
Letztentscheidungsrecht, kann eine Regelung nach Satz 1 in einem besonderen

Tarifvertrag getroffen werden.

SAbweichend von den 88 3, 5 und 6 Abs. 2 ArbZG kann die tagliche Arbeitszeit im Sinne

des Arbeitszeitgesetzes Uiber acht Stunden hinaus verlangert werden, wenn in die

Arbeitszeit regelmaRig und in erheblichem Umfang Bereitschaftsdienst fallt. “Hierbei darf

die tagliche Arbeitszeit ausschliel3lich der Pausen maximal 24 Stunden betragen.

Unter den Voraussetzungen des Absatzes 3 Satz 1 und 2 kann die tagliche Arbeitszeit

gemal § 7 Abs. 2a ArbZG ohne Ausgleich verlangert werden, wobei

a) bei Bereitschaftsdiensten der Stufe | eine wdchentliche Arbeitszeit von bis zu maximal
durchschnittlich 58 Stunden,
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b) bei Bereitschaftsdiensten der Stufen Il und Il eine wéchentliche Arbeitszeit von bis zu
maximal durchschnittlich 54 Stunden

zulassig ist.

(5) Fur den Ausgleichszeitraum nach den Absétzen 2 bis 4 gilt § 6 Abs. 2 Satz 1.

(6) Bei Aufnahme von Verhandlungen ber eine Dienstvereinbarung nach den Absétzen 3 und
4 sind die Tarifvertragsparteien zu informieren.

(7) YIn den Fallen, in denen Beschéftigte Teilzeitarbeit gemaR § 11 vereinbart haben,
verringern sich die Hochstgrenzen der wochentlichen Arbeitszeit nach den Absatzen 2 bis
4 in demselben Verhdltnis wie die Arbeitszeit dieser Beschaftigten zu der regelmaRigen
Arbeitszeit der Vollbeschéaftigten. 2Mit Zustimmung der/des Beschéftigten oder aufgrund
von dringenden dienstlichen oder betrieblichen Belangen kann hiervon abgewichen

werden.

(8) 'Die Deutsche Rentenversicherung Bund darf Rufbereitschaft nur anordnen, wenn
erfahrungsgeman lediglich in Ausnahmefallen Arbeit anfallt. 2Durch tatsachliche
Arbeitsleistung innerhalb der Rufbereitschaft kann die tégliche Hochstarbeitszeit von zehn
Stunden (8 3 ArbZG) Uberschritten werden (8 7 ArbZG).

(9) § 6 Abs. 4 bleibt im Ubrigen unbertihrt.

§ 46
Bereitschaftsdienstentgelt

(1) Zum Zwecke der Entgeltberechnung wird nach dem Mal3 der wahrend des
Bereitschaftsdienstes erfahrungsgemaf durchschnittlich anfallenden Arbeitsleistungen die

Zeit des Bereitschaftsdienstes einschliel3lich der geleisteten Arbeit wie folgt als Arbeitszeit

gewertet:
Stufe Arbeitsle_istung inn_erhalb Bewertung
des Bereitschaftsdienstes als Arbeitszeit
I bis zu 25 vom Hundert (v. H.) 60 v. H.
1 mehr als 25 bis 40 v. H. 75v. H.
" mehr als 40 bis 49 v. H. 90 v. H.
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)

®3)

(4)

®)

(6)

()

(8)

1Die Zuweisung zu den einzelnen Stufen des Bereitschaftsdienstes erfolgt durch die
Betriebsparteien. ?Bei Arztinnen und Arzten erfolgt die Zuweisung zu den einzelnen Stufen
des Bereitschaftsdienstes als Nebenabrede (§ 2 Abs. 3) zum Arbeitsvertrag. 3Die
Nebenabrede ist mit einer Frist von drei Monaten jeweils zum Ende eines

Kalenderhalbjahres kiindbar.

(nicht besetzt)

!Das Entgelt fiir die nach Absatz 1 zum Zwecke der Entgeltberechnung als Arbeitszeit
gewertete Bereitschaftsdienstzeit bestimmt sich nach der Anlage C. 2Die Betrage der
Anlage C verandern sich ab dem 1. Marz 2012 bei allgemeinen Entgeltanpassungen um
den von den Tarifvertragsparteien fir die jeweilige Entgeltgruppe festgelegten
Vomhundertsatz.

!Die Beschaftigten erhalten zusatzlich zu dem Entgelt nach Absatz 4 fur jede nach
Absatz 1 als Arbeitszeit gewertete Stunde, die an einem Feiertag geleistet worden ist,
einen Zeitzuschlag in Hohe von 25 vom Hundert des Stundenentgelts ihrer jeweiligen
Entgeltgruppe nach der Anlage C. 2lm Ubrigen werden fiir die Zeit des
Bereitschaftsdienstes einschlieRlich der geleisteten Arbeit und fiir die Zeit der

Rufbereitschaft Zeitzuschlage nach § 8 nicht gezahlt.

Die Beschaftigten erhalten zusatzlich zu dem Entgelt nach Absatz 4 fur die Zeit des
Bereitschaftsdienstes in den Nachtstunden (8§ 7 Abs. 5) je Stunde einen Zeitzuschlag in

Hohe von 15 vom Hundert des Entgelts nach Absatz 4. 2Absatz 5 Satz 2 gilt entsprechend.

!Anstelle der Auszahlung des Entgelts nach Absatz 4 fiir die nach Absatz 1 gewertete
Arbeitszeit kann diese bei Arztinnen und Arzten bis zum Ende des dritten Kalendermonats
auch durch entsprechende Freizeit abgegolten werden (Freizeitausgleich). ?Die
Moglichkeit zum Freizeitausgleich nach Satz 1 umfasst auch die den Zeitzuschlagen nach
Absatzen 5 und 6 im Verhdltnis 1:1 entsprechende Arbeitszeit. 3Fur die Zeit des
Freizeitausgleichs werden das Entgelt (§ 15) und die in Monatsbetréagen festgelegten
Zulagen fortgezahlt. “Nach Ablauf der drei Monate wird das Bereitschaftsdienstentgelt am

Zahltag des folgenden Kalendermonats fallig.

1An Beschaftigte, die nicht von Absatz 7 erfasst werden, wird das Bereitschaftsdienstentgelt
gezahlt (8§ 24 Abs. 1 Satz 3), es sei denn, dass ein Freizeitausgleich im Dienstplan

vorgesehen ist, oder eine entsprechende Regelung in einer einvernehmlichen
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Dienstvereinbarung getroffen wird oder die/der Beschéftigte dem Freizeitausgleich

zustimmt. 2In diesem Fall gilt Absatz 7 entsprechend.
(9) Das Bereitschaftsdienstentgelt nach den Absétzen 1, 4, 5 und 6 kann im Falle der
Faktorisierung nach § 10 Abs. 3 in Freizeit abgegolten werden. 2Dabei entspricht eine

Stunde Bereitschaftsdienst

a) nach Absatz 1

aa) in der Stufe | 37 Minuten,
bb) in der Stufe Il 46 Minuten und
cc) in der Stufe llI 55 Minuten,

b) (nicht besetzt),

c) bei Feiertagsarbeit nach
Absatz 5 jeweils zuziglich 15 Minuten und

d) bei Nachtarbeit nach
Absatz 6 jeweils zuziiglich 9 Minuten.

8§47
Sonderkindigungsrecht der Bereitschaftsdienst-
und Rufbereitschaftsregelung

!Die 88 45 und 46 konnen mit einer Frist von drei Monaten gekiindigt werden, wenn infolge
einer Anderung des Arbeitszeitgesetzes sich materiellrechtliche Auswirkungen ergeben oder
weitere Regelungsmaoglichkeiten fir die Tarifvertragsparteien eréffnet werden. 2Rein formelle

Anderungen berechtigen nicht zu einer Ausiibung des Sonderkiindigungsrechts.

848
Wechselschichtarbeit

(1) Abweichend von § 6 Abs. 1 Satz 2 werden die gesetzlichen Pausen bei

Wechselschichtarbeit nicht in die Arbeitszeit eingerechnet.

(2) Abweichend von § 7 Abs. 1 Satz 1 ist Wechselschichtarbeit die Arbeit nach einem
Schichtplan/Dienstplan, der einen regelmaRigen Wechsel der taglichen Arbeitszeit in
Wechselschichten vorsieht, bei denen die/der Beschéatftigte langstens nach Ablauf eines

Monats erneut zu mindestens zwei Nachtschichten herangezogen wird.

§49
Arbeit an Sonn- und Feiertagen

Abweichend von § 6 Abs. 3 Satz 3 und in Ergdnzung zu § 6 Abs. 5 gilt fir Sonn- und Feiertage

Folgendes:
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1)

)

®3)

(1)

)

Die Arbeitszeit an einem gesetzlichen Feiertag, der auf einen Werktag fallt, wird durch
eine entsprechende Freistellung an einem anderen Werktag bis zum Ende des dritten
Kalendermonats - mdglichst aber schon bis zum Ende des nachsten Kalendermonats -
ausgeglichen, wenn es die betrieblichen Verhaltnisse zulassen. 2Kann ein
Freizeitausgleich nicht gewahrt werden, erhalt die/der Beschaftigte je Stunde 100 vom
Hundert des auf eine Stunde entfallenden Anteils des monatlichen Entgelts der jeweiligen
Entgeltgruppe und Stufe nach MaRgabe der Entgelttabelle. 3Ist ein Arbeitszeitkonto
eingerichtet, ist eine Buchung gemaf § 10 Abs. 3 zulassig. *§ 8 Abs. 1 Satz 2 Buchst. d
bleibt unbertnhrt.

1Far Beschaftigte, die regelméaRig nach einem Dienstplan eingesetzt werden, der
Wechselschicht- oder Schichtdienst an sieben Tagen in der Woche vorsieht, vermindert
sich die regelmafiige Wochenarbeitszeit um ein Funftel der arbeitsvertraglich vereinbarten
durchschnittlichen Wochenarbeitszeit, wenn sie an einem gesetzlichen Feiertag, der auf

einen Werktag fallt,
a) Arbeitsleistung zu erbringen haben oder

b) nicht wegen des Feiertags, sondern dienstplanméaRig nicht zur Arbeit eingeteilt sind
und deswegen an anderen Tagen der Woche ihre regelmafiige Arbeitszeit erbringen
mussen.

2Absatz 1 gilt in diesen Fallen nicht. 38§ 8 Abs. 1 Satz 2 Buchst. d bleibt unbertihrt.

!Beschaftigte, die regelmaRig an Sonn- und Feiertagen arbeiten mussen, erhalten
innerhalb von zwei Wochen zwei arbeitsfreie Tage. Hiervon soll ein freier Tag auf einen

Sonntag fallen.

850
Ausgleich fiir Sonderformen der Arbeit

Abweichend von § 8 Abs. 1 Satz 2 Buchst. f betragt der Zeitzuschlag fur Arbeiten an
Samstagen von 13 bis 21 Uhr - auch im Rahmen von Wechselschicht- und Schichtarbeit -
20 vom Hundert des auf eine Stunde entfallenden Anteils des Tabellenentgelts der Stufe 3

der jeweiligen Entgeltgruppe.

!Beschaftigte, die standig Wechselschichtarbeit leisten, erhalten abweichend von § 8
Abs. 5 Satz 1 eine Wechselschichtzulage von 155,00 Euro monatlich. 2Beschéftigte, die

nicht standig Wechselschichtarbeit leisten, erhalten abweichend von 8§ 8 Abs. 5 Satz 2 eine
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Wechselschichtzulage von 0,93 Euro pro Stunde.

(3) Zugunsten der Beschaftigten konnen fur Dienste, soweit diese zu Zeiten gemaR § 8 Abs.

1 Satz 2 Buchst. b bis f erbracht werden, die dort genannten Prozentbetrage durch

Betriebs-/Dienstvereinbarungen erhoht werden. 2Durch Betriebs-/Dienstvereinbarungen

konnen fur die freiwillige Ubernahme zusétzlich betrieblich veranlasster Dienste Zulagen

oder Zuschlage zusétzlich zum ohnehin geschuldeten Entgelt vereinbart werden. *Das

gesetzliche Mitbestimmungsrecht des Betriebs-/Personalrats ist zu beachten.

§51
Eingruppierung der Arztinnen und Arzte

(1) *Arztinnen und Arzte sind mit folgender besonderer Stufenzuordnung wie folgt

eingruppiert:

a) Entgeltgruppe I:

Arztinnen und Arzte mit entsprechender Téatigkeit, und zwar in

Stufe 1.
Stufe 2:
Stufe 3:
Stufe 4.
Stufe 5:

mit weniger als einjahriger arztlicher Berufserfahrung,
nach einjahriger arztlicher Berufserfahrung,

nach dreijahriger arztlicher Berufserfahrung,

nach funfjahriger arztlicher Berufserfahrung,

nach neunjahriger arztlicher Berufserfahrung.

b) Entgeltgruppe II:

Facharztinnen und Facharzte mit entsprechender Tatigkeit, und zwar in

Stufe 1:
Stufe 2:
Stufe 3:
Stufe 4.

mit weniger als vierjahriger facharztlicher Berufserfahrung,
nach vierjahriger facharztlicher Berufserfahrung,

nach achtjahriger facharztlicher Berufserfahrung,

nach zwodlfjahriger facharztlicher Berufserfahrung.

28 17 bleibt im Ubrigen unberiihrt.

(2) 'Bei Einstellung von Arztinnen und Arzten der Entgeltgruppe | werden Zeiten arztlicher

Berufserfahrung bei der Stufenzuordnung angerechnet. 2Eine Tatigkeit als Arzt im

Praktikum gilt als arztliche Berufserfahrung. *Bei der Einstellung von Fachérztinnen und

Facharzten der Entgeltgruppe Il werden Zeiten facharztlicher Berufserfahrung in der Regel

angerechnet. *Unabhangig davon kann die Deutsche Rentenversicherung Bund bei

Neueinstellungen zur Deckung des Personalbedarfs Zeiten einer vorherigen beruflichen

Tatigkeit ganz oder teilweise fir die Stufenzuordnung berticksichtigen, wenn diese
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Tatigkeit fur die vorgesehene Tatigkeit forderlich ist.

(3) Facharztinnen und Fachérzte, die als standige Vertreter der/des leitenden Arztin/Arztes
(Chefarztin/Chefarzt) durch ausdrickliche Anordnung bestellt sind (Leitende
Oberarztin/Leitender Oberarzt), erhalten fiir die Dauer der Bestellung eine Funktionszulage
bis 29. Februar 2024 in Hohe von monatlich 1.068,55 Euro und ab 1. Marz 2024 in H6he
von monatlich 1.191,43 Euro.

(4) Arztinnen und Arzte, denen aufgrund ausdricklicher Anordnung die medizinische
Verantwortung fir einen selbststandigen Funktionsbereich innerhalb einer Fachabteilung
oder eines Fachbereichs seit dem 1. Januar 2007 Gbertragen worden ist, erhalten fir die
Dauer der Anordnung eine Funktionszulage bis 29. Februar 2024 in Hohe von monatlich
714,60 Euro und ab 1. M&rz 2024 in Hohe von monatlich 796,78 Euro.

(5) 'Die Funktionszulagen nach den Absatzen 3 und 4 sind dynamisch und entfallen mit dem
Wegfall der Funktion. ?Sind die Voraussetzungen fiir mehr als eine Funktionszulage erfuillt,
besteht nur Anspruch auf eine Funktionszulage. *Bei unterschiedlicher Hohe der

Funktionszulagen wird die héhere gezahlt.

Protokollerklarung zu Absatz 2:

Zeiten arztlicher Tatigkeit im Sinne der Satze 1 bis 3, die im Ausland abgeleistet worden sind,
sind nur solche, die von einer Arztekammer im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland als der

inlandischen, arztlichen Tatigkeit gleichwertig anerkannt werden.

Protokollerklarung zu Absatz 3:

Standige Vertreterin/Standiger Vertreter im Sinne des Tatigkeitsmerkmals ist nur die Arztin/
der Arzt, die/der die Arztliche Direktorin/den Arztlicher Direktor in der Gesamtheit ihrer/seiner
Dienstaufgaben vertritt. 2Das Tatigkeitsmerkmal kann daher innerhalb einer

Rehabilitationsklinik nur von einer Arztin/einem Arzt erfiillt werden.

Protokollerklarung zu Absatz 4:

Funktionsbereiche sind wissenschaftlich anerkannte Spezialgebiete innerhalb eines arztlichen
Fachgebietes, z. B. Kardiologie, Unfallchirurgie, Neuroradiologie, Intensivmedizin, oder
sonstige von der Deutschen Rentenversicherung Bund ausdrticklich definierte

Funktionsbereiche.
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§52
Zu 8§ 15 Tabellenentgelt

(1) Arztinnen und Arzte erhalten Entgelt nach der Anlage B.

(1a) 'Beschéftigte, die nach Teil IV der Entgeltordnung zum TV EntgO-DRYV eingruppiert sind,
erhalten Entgelt nach der Anlage D. 2Soweit im Allgemeinen Teil auf bestimmte
Entgeltgruppen der Anlage A Bezug genommen wird, entspricht

die Entgeltgruppe der Entgeltgruppe
P5 3
P6 4
P7 7
P8 8
P9, P10 9a
P11 9b
P12 9c

3Abweichend von § 16 Absatz 1 ist fur die Beschéaftigten im Pflegedienst nach Teil IV
der Entgeltordnung zum TV EntgO-DRV Eingangsstufe in den Entgeltgruppen P 7 bis
P 12 die Stufe 2. “Abweichend von § 16 Absatz 4 wird von den Beschaftigten im
Pflegedienst nach Teil IV der Entgeltordnung zum TV EntgO-DRYV in den
Entgeltgruppen P 7 und P 8 die Stufe 3 nach drei Jahren in Stufe 2 erreicht.

(2) Beschatftigte, die in eine der Entgeltgruppen 5 bis 15 beziehungsweise P 5 bis P 12
eingruppiert sind, erhalten zuziglich zu dem Tabellenentgelt gemaf § 15 Abs. 1 eine nicht
dynamische Zulage in Hohe von monatlich 35,00 Euro.

(3) Beschaftigte, die in eine der Entgeltgruppen P 5 bis P 12 eingruppiert sind, erhalten
bis 29. Februar 2024 zuzuglich zu dem Tabellenentgelt gemaf 8§ 15 Abs. 1 eine
Pflegezulage in Hohe von monatlich 120,00 Euro. ?Die Pflegezulage gemaf Satz 1
erhoht sich ab 1. Marz 2024 auf monatlich 133,80 Euro. Ab dem 1. Januar 2025
verandert sich die Pflegezulage bei allgemeinen Entgeltanpassungen um den von

den Tarifvertragsparteien vereinbarten Vomhundertsatz.

(4) 'Beschaftigte, die in eine der Entgeltgruppen 1 bis 4 eingruppiert sind, erhalten zuziiglich

zu dem Tabellenentgelt gemaR § 15 Abs. 1 einmalig im Kalenderjahr eine Einmalzahlung
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in H6he von 12 vom Hundert der Stufe 2 ihrer jeweiligen Entgeltgruppe im
Auszahlungsmonat. 2Die Einmalzahlung nach Satz 1 wird mit dem Tabellenentgelt fur den

Monat Juli ausgezabhilt.

Protokollerklarung zu den Absétzen 2 und 4:
(aufgehoben mit Wirkung ab 1. Juli 2019 AnderungsTV vom 28. Juni 2019)

§ 52a
Zu 8 17 Allgemeine Regelungen zu den Stufen

1Soweit es zur regionalen Differenzierung, zur Deckung des Personalbedarfs oder zur Bindung
von qualifizierten Fachkréaften erforderlich ist, kann sowohl Gruppen von Beschéftigten als
auch einzelnen Beschaftigten abweichend von dem sich aus der nach § 16, § 17 Abs. 4 sowie
§ 51 Abs. 1 und Abs. 2 ergebenden Stufe ihrer jeweiligen Entgeltgruppe zustehenden Entgelt,
ein um bis zu zwei Stufen hoéheres Entgelt ganz oder teilweise vorweggewahrt werden.
2Haben Beschaftigte bereits die Stufe 5 oder die Endstufe ihrer jeweiligen Entgeltgruppe
erreicht, kann ihnen unter den Voraussetzungen des Satzes 1 ein um bis zu 20 vom Hundert
der Stufe 2 ihrer jeweiligen Entgeltgruppe hoheres Entgelt gezahlt werden. 3Die Gewahrung
eines hdheren Entgelts nach den Satzen 1 und 2 kann zeitlich befristet erfolgen; sie ist
jederzeit widerruflich. “lm Ubrigen bleibt § 17 unberiihrt. °Die gesetzlichen Mitbestimmungs-

und Beteiligungsrechte der Betriebs- oder Personalrate bleiben unberthrt.

§53
(nicht besetzt)

§ 54
Zu § 20 Jahressonderzahlung

(1) 'Beschaftigte erhalten die Jahressonderzahlung auch dann, wenn ihr Arbeitsverhaltnis vor
dem 1. Dezember endet. 2Bei Beschaftigten, deren Arbeitsverhaltnis vor dem 1. Dezember
geendet hat, tritt an die Stelle des Bemessungszeitraums nach 8§ 20 Abs. 2 der letzte volle
Kalendermonat des Arbeitsverhaltnisses mit der Mafl3gabe, dass Bemessungsgrundlage
fur die Jahressonderzahlung nur das Tabellenentgelt und die in Monatsbetragen

festgelegten Zulagen sind.

(2) 8 20 findet auf Arztinnen und Arzte keine Anwendung.

(3) Auf die Beschéftigten der Entgeltgruppe P 9 findet der in § 20 Abs. 2 Satz 1 fur die

Entgeltgruppen 1 bis 8 ausgewiesene Prozentsatz Anwendung.
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855
Zusatzurlaub

(1) 'Beschaftigte erhalten bei einer Leistung im Kalenderjahr von mindestens

150 Nachtarbeitsstunden 1 Arbeitstag,

300 Nachtarbeitsstunden 2 Arbeitstage,
450 Nachtarbeitsstunden 3 Arbeitstage,
600 Nachtarbeitsstunden 4 Arbeitstage

Zusatzurlaub im Kalenderjahr. 2Nachtarbeitsstunden, die in Zeitrdumen geleistet
werden, fir die Zusatzurlaub fiir Wechselschicht- oder Schichtarbeit zusteht, bleiben

unbertcksichtigt.

(2) Bei Anwendung des Absatzes 1 werden nur die im Rahmen der regelmafigen Arbeitszeit
(8 6) in der Zeit zwischen 21 Uhr und 6 Uhr dienstplanmafig beziehungsweise
betriebsublich geleisteten Nachtarbeitsstunden bertucksichtigt.

(3) Bei Teilzeitbeschaftigten ist die Zahl der nach Absatz 1 geforderten Nachtarbeitsstunden
entsprechend dem Verhaltnis ihrer individuell vereinbarten durchschnittlichen
regelmafigen Arbeitszeit zur regelmaRigen Arbeitszeit vergleichbarer Vollzeitbeschatftigter
zu kirzen. 2Ist die vereinbarte Arbeitszeit im Durchschnitt des Urlaubsjahres auf weniger
als funf Arbeitstage in der Kalenderwoche verteilt, ist der Zusatzurlaub in entsprechender

Anwendung des § 26 Abs. 1 Satze 3 und 4 zu ermitteln.

(4) 'Die Beschaftigten erhalten fur die Zeit der Bereitschaftsdienste in den Nachtstunden (8 7
Abs. 5) einen Zusatzurlaub in H6he von zwei Arbeitstagen pro Kalenderjahr, sofern
mindestens 288 Stunden der Bereitschaftsdienste kalenderjahrlich in die Zeit zwischen
21 Uhr und 6 Uhr fallen. 2Absatz 1 Satz 2 und Absatz 3 gelten entsprechend.

(5) '8 27 Absatz 1 Buchstabe a findet mit folgenden MaRgaben Anwendung: Besteht im
Kalenderjahr 2019 Anspruch auf mindestens drei Tage Zusatzurlaub nach § 27 Absatz 1
Buchstabe a, wird ein weiterer Tag Zusatzurlaub gewahrt. 3Im Kalenderjahr 2020 wird bei
einem Anspruch auf mindestens drei Tage Zusatzurlaub nach § 27 Absatz 1 Buchstabe a ein
weiterer Tag Zusatzurlaub gewahrt; besteht Anspruch auf mindestens vier Tage Zusatzurlaub
nach § 27 Absatz 1 Buchstabe a, wird ein zweiter zusatzlicher Tag Zusatzurlaub gewahrt. “Ab
dem Kalenderjahr 2021 wird je zwei Tage Zusatzurlaubsanspruch nach § 27 Absatz 1

Buchstabe a ein zusatzlicher Tag Zusatzurlaub gewahrt.*
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(6) 8 27 Absatz 3 findet mit folgenden MaRgaben Anwendung: 2Der Zusatzurlaub wird nur bis
Zu insgesamt sieben Arbeitstagen im Kalenderjahr 2019, acht Arbeitstagen im
Kalenderjahr 2020, neun Arbeitstagen im Kalenderjahr 2021 und zehn Arbeitstagen ab
dem Kalenderjahr 2022 gewahrt. *Der Erholungsurlaub und der Zusatzurlaub
(Gesamturlaub) dirfen im Kalenderjahr 2019 zusammen 37 Arbeitstage, im
Kalenderjahr 2020 zusammen 38 Arbeitstage, im Kalenderjahr 2021 zusammen
39 Arbeitstage und ab dem Kalenderjahr 2022 zusammen 40 Arbeitstage nicht
Uberschreiten.

(7) 8 27 Absatz 4 findet Anwendung.

Protokollerklarung zu Absatz 1:

Der Anspruch auf Zusatzurlaub bemisst sich nach den abgeleisteten Nachtarbeitsstunden und
entsteht im laufenden Jahr, sobald die Voraussetzungen nach Satz 1 erfullt sind.

§ 56
Haftung

Die Haftung der Beschéftigten bei betrieblich veranlassten Tatigkeiten ist auf Vorsatz und

grobe Fahrlassigkeit beschrankt.

§57
(nicht besetzt)

Abschnitt VIII

Ubergangs- und Schlussbestimmungen

8§ 58
Inkrafttreten, Laufzeit

(1) 'Dieser Tarifvertrag tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2006 in Kraft. 2Abweichend von Satz 1
tritt § 20 am 1. Januar 2007 in Kraft.

(2) Dieser Tarifvertrag kann von jeder Tarifvertragspartei mit einer Frist von drei Monaten
zum Schluss eines Kalenderhalbjahres schriftlich gekiindigt werden. 2Das
Sonderkindigungsrecht in 8 47 - Sonderkiindigungsrecht der Bereitschaftsdienst- und

Rufbereitschaftsregelung - bleibt unberthrt.
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(3) Abweichend von Absatz 2 kénnen schriftlich gekiindigt werden

a)

b)

d)
e)
f)

9)

die Vorschriften des Abschnitts Il mit einer Frist von einem Monat zum Schluss
eines Kalendermonats;

unabhangig von Buchstabe a § 8 Abs. 1 mit einer Frist von drei Monaten zum Schluss
eines Kalendervierteljahres;

die Anlage A zu § 15, die Anlagen B und D zu § 52 ohne Einhaltung einer Frist,
frihestens jedoch zum 31. Dezember 2024;

§ 20 zum 31. Dezember eines jeden Jahres;
8 23 Abs. 1 mit einer Frist von einem Monat zum Schluss eines Kalendermonats;
§ 26 Abs. 1 mit einer Frist von drei Monaten zum Schluss eines Kalenderjahres;

die Vorschriften des Abschnitts VII mit einer Frist von drei Monaten zum Schluss eines
Kalenderhalbjahres;

die Anlage C zu § 46 Abs. 4 ohne Einhaltung einer Frist;
8 50 Buchstabe a ohne Einhaltung einer Frist;

§ 12 und § 13 jederzeit ohne Einhaltung einer Frist, jedoch nur insgesamt, frilhestens
zum 31. Dezember 2017; die Nachwirkung dieser Vorschriften wird ausgeschlossen.

Protokollerklarung zu Absatz 3:

(aufgehoben mit Wirkung ab 1. Januar 2015 AnderungsTV vom 9. Dezember 2014)
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Anlage A Tabellenentgelt zu § 15 TV DRV-Bund

Entgelttabelle
gultig bis 29. Februar 2024
(monatlich in Euro)
Entgelt- Grundentgelt Entwicklungsstufen
gruppe Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6
15 5.017,06 5.358,22 5.738,77 6.258,28 6.792,69 7.144,27
14 4.542,98 4.851,90 5.255,33 5.703,01 6.202,05 6.560,31
13 4.187,45 4.526,02 4.911,44 5.329,90 5.822,30 6.089,52
12 3.752,91 4.142,50 4.597,79 5.102,97 5.695,74 5.977,00
11 3.622,16 3.980,48 4.317,18 4.682,47 5.182,41 5.463,69
10 3.492,26 3.773,01 4.092,18 4.438,33 4.823,79 4.950,36
9c 3.390,37 3.640,83 3.913,20 4.206,69 4.522,19 4.748,36
9b 3.180,94 3.415,70 3.563,00 3.998,95 4.257,27 4.556,50
9a 3.099,50 3.306,81 3.363,83 3.556,55 3.909,66 4.049,38
8 2.910,37 3.104,82 3.239,51 3.373,97 3.518,19 3.587,54
7 2.733,87 2.957,90 3.091,36 3.226,04 3.353,07 3.421,28
6 2.683,45 2.867,82 2.997,10 3.125,04 3.250,70 3.314,71
5 2.576,29 2.755,14 2.875,93 3.003,85 3.122,72 3.184,15
4 2.456,51 2.637,49 2.789,34 2.883,87 2.978,39 3.033,74
3 2.418,66 2.613,29 2.660,65 2.768,92 2.850,16 2.924,58
2 2.242,16 2.439,13 2.486,89 2.555,05 2.704,86 2.861,58
1 - 2.015,52 2.048,86 2.090,55 2.129,42 2.229,47
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Anlage A Tabellenentgelt zu § 15 TV DRV-Bund

Entgelttabelle
gultig ab 1. Marz 2024
(monatlich in Euro)
Entgelt- Grundentgelt Entwicklungsstufen
gruppe Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6
15 5.504,00 5.863,92 6.265,40 6.813,49 7.377,29 7.748,20
14 5.003,84 5.329,75 5.755,37 6.227,68 6.754,16 7.132,13
13 4.628,76 4.985,95 5.392,57 5.834,04 6.353,53 6.635,44
12 4.170,32 4.581,34 5.061,67 5.594,63 6.220,01 6.516,74
11 4.032,38 4.410,41 4.765,62 5.151,01 5.678,44 5.975,19
10 3.895,33 4.191,53 4.528,25 4.893,44 5.300,10 5.433,63
9c 3.787,84 4.052,08 4.339,43 4.649,06 4.981,91 5.220,52
9b 3.566,89 3.814,56 3.969,97 4.429,89 4.702,42 5.018,11
9a 3.480,97 3.699,68 3.759,84 3.963,16 4.335,69 4.483,10
8 3.281,44 3.486,59 3.628,68 3.770,54 3.922,69 3.995,85
7 3.095,23 3.331,58 3.472,38 3.614,47 3.748,49 3.820,45
6 3.042,04 3.236,55 3.372,94 3.507,92 3.640,49 3.708,02
5 2.928,99 3.117,67 3.245,11 3.380,06 3.505,47 3.570,28
4 2.802,62 2.993,55 3.153,75 3.253,48 3.353,20 3.411,60
3 2.762,69 2.968,02 3.017,99 3.132,21 3.217,92 3.296,43
2 2.582,16 2.784,28 2.834,67 2.906,58 3.064,63 3.229,97
1 - 2.355,52 2.388,86 2.430,55 2.469,42 2.569,47
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Anlage B Tabellenentgelt zu § 52 Abs. 1 TV DRV-Bund

Entgelttabelle

fur Arztinnen und Arzte, die unter den Geltungsbereich
des Besonderen Teils Rehabilitationskliniken fallen

- gultig bis 29. Februar 2024 -
(monatlich in Euro)

Grundentgelt

Entwicklungsstufen

Entgelt-
gruppe
Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5
Il 6.158,09 6.795,14 7.361,38 7.998,44 -
I 4.883,99 5.266,22 5.521,06 5.733,41 5.874,96
) _ Entgelttabelle
far Arztinnen und Arzte, die unter den Geltungsbereich
des Besonderen Teils Rehabilitationskliniken fallen
- gliltig ab 1. Marz 2024 -
(monatlich in Euro)
Grundentgelt Entwicklungsstufen
Entgelt-
gruppe
Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5
Il 6.707,78 7.379,87 7.977,26 8.649,35 -
I 5.363,61 5.766,86 6.035,72 6.259,75 6.409,08
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Anlage C zu § 46 Abs. 4 TV DRV-Bund
(Bereitschaftsdienstentgelt Besonderer Teil Rehabilitationskliniken)

I. Arztinnen und Arzte

Stundenentgelt Stundenentgelt
glltig bis glltig ab
Entgeltgruppe 29. Februar 2024 1. Marz 2024
(in Euro) (in Euro)
A__rztinnen und
Arzte gemal 42,72 47,63
§51 Abs. 3
A__rztinnen und
Arzte gemal 40,06 44 67
§ 51 Abs. 4
Il 36,21 40,37
[ 29,80 33,23

II. Beschaftigte im Pflegedienst

Entgeltgruppe Stundenentgelt Stundenentgelt
glltig bis glltig ab
29. Februar 2024 1. Méarz 2024
(in Euro) (in Euro)
P12 22,75 25,37
P11 21,94 24,46
P 10 20,94 23,35
P9 20,62 22,99
P8 19,71 21,98
P 18,88 21,05
P6 17,49 19,50
P5 16,24 18,11
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I. Ubrige Beschaftigte

Stundenentgelt Stundenentgelt
Entgeltgruppe 20, Lebroas 2024 1 Mars 2024
(in Euro) (in Euro)
150 36,08 40,23
15 31,52 35,14
14 29,06 32,40
13 27,80 31,00
12 26,29 29,31
11 24,05 26,82
10 22,15 24,70
9c 22,08 24,62
9b 20,93 23,34
9a 20,25 22,58
8 19,84 22,12
7 19,00 21,19
6 18,21 20,30
5 17,49 19,50
4 16,66 18,58
3 16,01 17,85
2U 15,37 17,14
2 15,06 16,79
1 12,50 13,94
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Anlage D Tabellenentgelt zu § 52 Abs. 1a TV DRV-Bund

Entgelttabelle

fir Beschaftigte im Pflegedienst, die unter den Geltungsbereich
des Besonderen Teils Rehabilitationskliniken fallen
gultig bis 29. Februar 2024
(monatlich in Euro)

Entgelt- Grundentgelt Entwicklungsstufen
gruppe
Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6
P12 - 3.969,12 | 4.099,27 | 4.424,61 | 4.624,46 | 4.717,41
P11 - 3.756,50 | 3.879,67 | 4.187,58 | 4.392,07 | 4.485,03
P 10 - 3.545,85 | 3.660,42 | 3.985,40 | 4.142,26 | 4.241,02
P9 - 3.373,96 | 3.545,85 | 3.660,42 | 3.880,82 | 3.973,77
P8 - 3.108,44 | 3.257,43 | 3.448,44 | 3.602,71 | 3.818,50
P7 - 2.932,41 | 3.108,44 | 3.379,29 | 3.514,69 | 3.654,17
P6 2.473,40 | 2.634,68 | 2.797,02 | 3.142,31 | 3.230,33 | 3.392,79
P5 2.376,30 | 2.596,81 | 2.661,62 | 2.769,93 | 2.851,19 | 3.042,09
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Anlage D Tabellenentgelt zu § 52 Abs. 1a TV DRV-Bund

Entgelttabelle
fir Beschaftigte im Pflegedienst, die unter den Geltungsbereich
des Besonderen Teils Rehabilitationskliniken fallen
gultig ab 1. Marz 2024
(monatlich in Euro)
Entgelt- Grundentgelt Entwicklungsstufen
gruppe
Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6
P12 - 4.398,42 | 4.535,73 | 4.878,96 | 5.089,81 | 5.187,87
P11 - 4.174,11 | 4.304,05 | 4.628,90 | 4.844,63 | 4.942,71
P10 - 3.951,87 | 4.072,74 | 4.415,60 | 4.581,08 | 4.685,28
P9 - 3.770,53 | 3.951,87 | 4.072,74 | 4.305,27 | 4.403,33
P8 - 3.490,40 | 3.647,59 | 3.849,10 | 4.011,86 | 4.239,52
P7 - 3.304,69 | 3.490,40 | 3.776,15 | 3.919,00 | 4.066,15
P6 2.820,44 | 2.990,59 | 3.161,86 | 3.526,14 | 3.619,00 | 3.790,39
P5 2.718,00 | 2.950,63 | 3.019,01 | 3.133,28 | 3.219,01 | 3.420,40
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Niederschriftserklarungen
zum Tarifvertrag

vom 23. August 2006
far die Deutsche Rentenversicherung Bund
(TV DRV-Bund)

Zwischen

der Deutschen Rentenversicherung Bund einerseits
und

den beteiligten Gewerkschaften

andererseits

werden folgende Niederschriftserklarungen zum TV DRV-Bund vereinbart:

1. Zu81 Abs. 2 Buchst. b:
Bei der Bestimmung des regelméRigen Entgelts werden Leistungsentgelt, Zulagen und

Zuschlage nicht berticksichtigt.

2. (nicht besetzt)

3. Zu84Abs. 1
Der Begriff ,Arbeitsort® ist ein generalisierter Oberbegriff; die Bedeutung unterscheidet

sich nicht von dem bisherigen Begriff ,Dienstort®.

4. Zu88Abs. 3:
Zur Erlauterung von 8§ 8 Abs. 3 und der dazugehdrigen Protokollerklarung sind sich

die Tarifvertragsparteien tber folgendes Beispiel einig: ,Beginnt eine
Wochenendrufbereitschaft am Freitag um 15 Uhr und endet am Montag um 7 Uhr, so
erhalten Beschéftigte folgende Pauschalen: Zwei Stunden fur Freitag, je vier Stunden
fir Samstag und Sonntag, keine Pauschale fir Montag. Sie erhalten somit zehn

Stundenentgelte.”

5. Zu810Abs.4:
Durch diese Regelung werden aus dem Urlaubsrecht entlehnte Anspriiche nicht

begrindet.
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Ta.

8a.

10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.

17.

Zu 8§ 14 Abs. 1:
1. (aufgehoben mit Wirkung ab 1. Januar 2015 AnderungsTV vom 9. Dezember 2014)

2. Die Tarifvertragsparteien stellen klar, dass die vertretungsweise Ubertragung einer
héherwertigen Tatigkeit ein Unterfall der voriibergehenden Ubertragung einer
hoherwertigen Tatigkeit ist.

Zu 8 16 Abs. 2 Satz 2:
(aufgehoben mit Wirkung ab 1. Marz 2016 AnderungsTV vom 6. Juni 2016)

Zu 816 Abs. 3:
Die Tarifvertragsparteien sind sich darliber einig, dass die erworbene Stufe im Sinne des

§ 16 Abs. 3 auch eine individuelle Endstufe im Sinne des 8 6 Abs. 4 Satz 1, 8 7 Abs. 2
1. Alternative oder § 8 Abs. 3 Satz 2 TVU DRV-Bund oder eine individuelle
Zwischenstufe im Sinne des § 7 Abs. 3 Satz 1 oder § 8 Abs. 3 Satz 2 TVU DRV-Bund

sein kann.

(nicht besetzt)

(nicht besetzt)

(aufgehoben mit Wirkung ab 1. Januar 2015 AnderungsTV vom 9. Dezember 2014)

(aufgehoben mit Wirkung ab 1. Januar 2015 AnderungsTV vom 9. Dezember 2014)

Zu 818:
Die Tarifvertragsparteien gehen davon aus, dass Leistungsentgelte Beziuige im Sinne

des § 4 TV ATZ sind.

(nicht besetzt)
(nicht besetzt)
(nicht besetzt)
(nicht besetzt)
(nicht besetzt)
(nicht besetzt)
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17b. Zu 8 19 Abs. 5 Satz 2:
1Zwischen den Tarifvertragsparteien besteht Einigkeit, dass fiir die Ermittlung des fiir

die Erhohung der Zuschlage gemaf § 4 Lohnzulagen-/LohnzuschlagsTV
mafgeblichen Vomhundertsatzes in Hohe von 12 vom Hundert ab 1. Marz 2024

11,50 vom Hundert anzurechnen ist. 2Die Summe der fiir eine Erhéhung der Zuschlage
gemal 8 4 Lohnzulagen-/LohnzuschlagsTV zu bericksichtigenden Vomhundertsatze
betragt nach dem 1. Marz 2024 7,19 vom Hundert.

18. Zu 8 20 Abs. 2:
Die Tarifvertragsparteien stimmen Uberein, dass die Beschéftigten der Entgeltgruppe

2 U zu den Entgeltgruppen 1 bis 8 und die Beschaftigten der Entgeltgruppe 15 U zu
den Entgeltgruppen 13 bis 15 gehdren.

18a. Zu 8 20 Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 Buchst. ¢
Dem Entgeltanspruch steht der Anspruch auf Zuschuss zum Mutterschaftsgeld gleich.

19. (aufgehoben mit Wirkung ab 1. Marz 2014 AnderungsTV vom 28. April 2014)

19a. (aufgehoben mit Wirkung ab 1. Marz 2014 AnderungsTV vom 28. April 2014)

20. Zu 829 Abs. 1 Buchst. f:
Die arztliche Behandlung erfasst auch die arztliche Untersuchung und die &rztlich

verordnete Behandlung.

21. Zu 829 Abs. 6:
Die Tarifvertragsparteien stimmen darin Uberein, dass vom Begriff der kommunalen

Studieninstitute und Verwaltungsschulen Einrichtungen umfasst sind, die im Auftrag einer oder
mehrerer Kommunalverwaltungen Beschéftigte fir Aufgaben im Bereich der Allgemeinen
Verwaltung aus-, weiter- und fortbilden und deren Kernaufgabe die Berufsausbildung
insbesondere zum/r Verwaltungsfachangestellten und die Aufstiegsfortbildung zum/r

Verwaltungsfachwirt/in oder die Abschlisse nach Angestelltenlehrgang | und Il sind.
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Niederschriftserklarungen
zum Besonderen Teil Rehabilitationskliniken (BT-R)

Niederschriftserklarung zu § 48 Abs. 2:
Der Anspruch auf die Wechselschichtzulage ist auch erfullt, wenn unter Einhaltung der

Monatsfrist zwei Nachtdienste geleistet wurden, die nicht zwingend unmittelbar

aufeinander folgen mussen.

Niederschriftserklarung zu den 88 6 bis 10 in Verbindung mit 88 44 bis 50:
Die Dokumentation der Arbeitszeit, der Mehrarbeit, der Uberstunden, der

Bereitschaftsdienste etc. ist nicht mit dem Arbeitszeitkonto geman § 10 gleichzusetzen.
2Arbeitszeitkonten konnen nur auf der Grundlage des § 10 durch einvernehmliche
Dienstvereinbarungen eingerichtet und gefuhrt werden.

(nicht besetzt)

Niederschriftserklarung zu 8§ 52 Abs. 3:
(aufgehoben mit Wirkung ab 1. Juli 2019 AnderungsTV vom 28. Juni 2019)

Niederschriftserklarung zu § 52 Abs. 4:
Von § 52 Abs. 4 werden auch diejenigen Beschéftigten erfasst, die in Entgeltgruppe 2 U

eingruppiert sind.

Niederschriftserklarung zu 8 54 Abs. 1 Satz 2:
In 8 54 Abs. 1 Satz 2 tritt bei Beschatftigten, die sich in einer individuellen Zwischen-

beziehungsweise Endstufe befinden, an die Stelle des Tabellenentgelts das sich aus der

jeweiligen Zwischen- beziehungsweise Endstufe ergebende Entgelt.

Seite 69 von 69



	Allgemeiner Teil
	Abschnitt I    Allgemeine Vorschriften
	§ 1   Geltungsbereich
	§ 2   Arbeitsvertrag, Nebenabreden, Probezeit
	§ 3   Allgemeine Arbeitsbedingungen
	§ 4   Versetzung, Abordnung, Zuweisung, Personalgestellung
	§ 5   Qualifizierung

	Abschnitt II    Arbeitszeit
	§ 6   Regelmäßige Arbeitszeit
	§ 7   Sonderformen der Arbeit
	§ 8   Ausgleich für Sonderformen der Arbeit
	§ 9   Bereitschaftszeiten
	§ 10 Arbeitszeitkonto
	§ 11 Teilzeitbeschäftigung

	Abschnitt III    Eingruppierung, Entgelt und sonstige Leistungen
	§ 12 Eingruppierung
	§ 13 Eingruppierung in besonderen Fällen
	§ 14 Vorübergehende Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit
	§ 15 Tabellenentgelt
	§ 16 Stufen der Entgelttabelle
	§ 17 Allgemeine Regelungen zu den Stufen
	§ 18 Leistungsentgelt
	§ 19 Erschwerniszuschläge
	§ 20 Jahressonderzahlung
	§ 21 Bemessungsgrundlage für die Entgeltfortzahlung
	§ 22 Entgelt im Krankheitsfall
	§ 23 Besondere Zahlungen
	§ 23 a Reise- und Umzugskosten, Trennungsgeld
	§ 24 Berechnung und Auszahlung des Entgelts
	§ 25 Betriebliche Altersversorgung

	Abschnitt IV    Urlaub und Arbeitsbefreiung
	§ 26 Erholungsurlaub
	§ 27 Zusatzurlaub
	§ 28 Sonderurlaub
	§ 29 Arbeitsbefreiung

	Abschnitt V    Befristung und Beendigung des Arbeitsverhältnisses
	§ 30 Befristete Arbeitsverträge
	§ 31 Führung auf Probe
	§ 32 Führung auf Zeit
	§ 33 Beendigung des Arbeitsverhältnisses ohne Kündigung
	§ 34 Kündigung des Arbeitsverhältnisses
	§ 35 Zeugnis

	Abschnitt VI    Ausschlussfrist und Begriffsbestimmungen
	§ 36 (nicht besetzt)
	§ 37 Ausschlussfrist
	§ 38 Begriffsbestimmungen
	§ 38a Übergangsvorschriften
	§ 39 (nicht besetzt)

	Abschnitt VII       Besonderer Teil Rehabilitationskliniken (BT-R)
	§ 40 Geltungsbereich
	§ 41 Besondere Regelung zum Geltungsbereich
	§ 42 Allgemeine Pflichten der Ärztinnen und Ärzte
	§ 43 Zu § 5 Qualifizierung - Ärztinnen/Ärzte
	§ 44 Zu § 6 Regelmäßige Arbeitszeit - Ärztinnen/Ärzte
	§ 45 Bereitschaftsdienst und Rufbereitschaft
	§ 46 Bereitschaftsdienstentgelt
	§ 47 Sonderkündigungsrecht der Bereitschaftsdienst-  und Rufbereitschaftsregelung
	§ 48 Wechselschichtarbeit
	§ 49 Arbeit an Sonn- und Feiertagen
	§ 50 Ausgleich für Sonderformen der Arbeit
	§ 51 Eingruppierung der Ärztinnen und Ärzte
	§ 52 Zu § 15 Tabellenentgelt
	§ 52a Zu § 17 Allgemeine Regelungen zu den Stufen
	§ 53 (nicht besetzt)
	§ 54 Zu § 20 Jahressonderzahlung
	§ 55 Zusatzurlaub
	§ 56 Haftung
	§ 57 (nicht besetzt)

	Abschnitt VIII    Übergangs- und Schlussbestimmungen
	§ 58 Inkrafttreten, Laufzeit
	Anlage A Tabellenentgelt zu § 15 TV DRV-Bund
	Anlage B Tabellenentgelt zu § 52 Abs. 1 TV DRV-Bund
	Anlage C zu § 46 Abs. 4 TV DRV-Bund (Bereitschaftsdienstentgelt Besonderer Teil Rehabilitationskliniken)
	Anlage D Tabellenentgelt zu § 52 Abs. 1a TV DRV-Bund
	Niederschriftserklärungen zum Tarifvertrag
	Niederschriftserklärungen zum Besonderen Teil Rehabilitationskliniken (BT-R)




